Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3600 


Versammlung der Westeuropäischen Union 
Deutsche Delegation 


Bericht 

über die Tagung der Versammlung 
der Westeuropäischen Union 
vom 5. bis 8. Juni 1972 in Paris 


Während der Juni-Tagung (erster Teil der 18. ordentlichen Sit- 
zungsperiode) erörterte die Versammlung der Westeuropä- 
ischen Union Berichte und verabschiedete Empfehlungen und 
Entschließungen, die sich mit folgenden Themen befaßten: 

— Eröffnung des ersten Teils der 18. ordentlichen Sitzungs- 
periode der Versammlung, Ansprache des Alterspräsidenten, 
Annahme des Entwurfs der Tagesordnung 

Hierzu sprachen: Abg. Dr. Schmid (Frankfurt) (S. 3) 

— Politische Fragen (Politische Tätigkeit des Ministerrates, 
Europa und die derzeitigen politischen und wirtschaftlichen 
Probleme, Europa und der Mittelmeerraum) 

Hierzu sprachen: Abg. Lenze (Attendorn) (S. 15), Bauer 
(Würzburg) (S. 16), Sieglerschmidt (S. 18) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung betreffend die politische Tätigkeit des Minister- 
rates (Drucksache 575) 

— Verteidigungs fragen (Anwendung der Verträge von Brüssel, 
die Sicherheitslage in Europa, Verteidigung der Nord- und 
Südflanke; Ansprache des Parlamentarischen Staatssekre- 
tärs im Bundesministerium der Verteidigung der Bundes- 
republik Deutschland) 

Hierzu sprachen: Parlamentarischer Staatssekretär Berkhan 
(S. 4), Abg. Lenze (Attendorn) (S. 7; 22; 25), Richter (S. 7), 
Pöhler (S. 20), Draeger (S. 19; 24), Lemmrich (S. 26) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung betreffend die Anwendung des Vertrages von 
Brüssel (Drucksache 569) 
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— Wissenschaft und Technologie (die technologische Zusam- 
menarbeit im europäischen Rahmen; die wissenschaftliche 
und technische Zusammenarbeit im Hinblick auf den Beitritt 
Großbritanniens zum Gemeinsamen Markt; das System der 
Orbitalstationen und ihre zivilen und militärischen Aus- 
wirkungen) 

Hierzu sprachen: Abg. Dr. Rinderspacher (S. 8; 10), Frau Dr. 
Walz (S. 9; 14), Richter (S. 12), Kahn-Ackermann (S. 13; 15) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung betreffend die technische Zusammenarbeit im * 
europäischen Rahmen (Drucksache 571) 

Empfehlung betreffend die wissenschaftliche und technische 
Zusammenarbeit (Drucksache 573) 

Empfehlung über das System der Orbitalstation (Drucksache 
572) 

— * Beziehungen zu den nationalen Parlamenten (siebter Halb- 
jahresbericht) 

Die Reden der deutschen Abgeordneten sind nachstehend im 
Wortlaut abgedruckt. 

Den turnusmäßigen Bericht des Ministerrates trug der italieni- 
sche Außenminister Moro als derzeitiger Präsident des Minister- 
rates vor. Zur Versammlung sprachen der Parlamentarische 
Staatssekretär beim Bundesminister der Verteidigung der Bun- 
desrepublik Deutschland, Berkhan, der Staatssekretär beim 
französischen Außenminister, de Lipkowski, der Parlamenta- 
rische Staatssekretär im englischen Verteidigungsministerium 
(Marine), Kirk, der Generalsekretär der NATO, Luns. 

Abg. Frau Klee (CDU/CSU) wurde zur Vizepräsidentin der Ver- 
sammlung, Abg. Kahn-Ackermann (SPD) zum Vorsitzenden des 
Politischen Ausschusses, Abg. Dr. Kempfier (CDU/CSU) zum 
stellvertretenden Vorsitzenden des Geschäftsordnungsausschus- 
ses und Abg. Dr. Rinderspacher (SPD) zum stellvertretenden 
Vorsitzenden des Ausschusses für Wissenschaft, Technik und 
Raumfahrt gewählt. 

Die deutsche Delegation nahm an der Sitzung der WEU-Ver- 
sammlung am Mittwoch, 7. Juni 1972, wegen der Abstimmung 
über den Bundeshaushalt 1972 in Bonn nicht teil. 


Bonn, den 12. Juni 1972 


Erik Blumenfeld 

Stellvertretender Sprecher 


Hannsheinz Bauer 

Sprecher 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksadie VI/3600 


Montag, 5. Juni 1972 


Tagesordnungspunkt: 

Annahme des Entwurfs der Tagesordnung 

Dr. Schmid (Frankfurt) (SPD), Alterspräsident: 
Meine lieben Kollegen! Es heißt sicherlich nicht zu 
einem billigen Stilmittel Zuflucht zu nehmen, wenn 
ich heute behaupte, daß die Sitzungsperiode der 
WEU-Versammlung, die zu eröffnen ich die Freude 
und Ehre habe, einen Wendepunkt ihrer Geschichte 
kennzeichnet. Sicherlich zweifelt niemand daran, 
daß sie im Zeichen der neuen Perspektiven stehen 
wird, die sich einerseits aus der Erweiterung der 
europäischen Gemeinschaften und der nächsten Zu- 
sammenkunft der Staats- und Regierungschefs 
des erweiterten Europa ergeben, andererseits aus 
der derzeitigen radikalen Umwandlung der Bezie- 
hungen zwischen den beiden Staatengruppen, deren 
Uneinigkeit die Nachkriegszeit beherrscht hat. Diese 
beiden Ereignisse sind eng miteinander verknüpft. 
Die derzeitigen tiefgreifenden Umwälzungen in den 
Bedingungen der internationalen Koexistenz stellen 
Europa jetzt vor die ungeheure Aufgabe, sich neu 
zu überdenken und sich in die Lage zu versetzen, 
den ihm zukommenden Platz einzunehmen, einen 
Platz, der in der neuen Konstellation nur von ho- 
hem Range sein kann. Wir leben nicht mehr im 
Jahrhundert der Pax Romana des Augustus, wo die 
Priester des geheimnisvollen Janus die Tore ihres 
Tempels verschlossen halten konnten. 

Das erleichtert unsere eigene Arbeit durchaus 
nicht. Bei einem Blick auf die Tagesordnung muß ich 
feststellen, daß wir vor der Notwendigkeit stehen, 
unseren Aufgabenbereich angesichts einer Situa- 
tion neu zu definieren, die, wenngleich sie für die 
beiden großen Mächte stabiler geworden ist, für 
Europa weiterhin überaus ungewiß und fließend 
bleibt. Es wäre verlockend, abzuwarten, bis die Din- 
ge klarer und faßbarer werden, um eine neue Ge- 
wissenserforschung vorzunehmen. Aber das können 
wir nicht, weil es gerade jetzt, da die Baumeister 
einer neuen internationalen Ordnung mit der Arbeit 
begonnen haben, darauf ankommt, daß wir den Sor- 
gen, Hoffnungen und Befürchtungen der euro- 
päischen Öffentlichkeit Ausdruck verleihen. Täten 
wir dies nicht, ginge es uns wie dem Kunstliebha- 
ber, der ein schon vollendetes Bauwerk nur noch 
billigen oder mißbilligen kann. Aber das kann und 
darf nicht die Rolle einer parlamentarischen Ver- 
sammlung sein in einer Welt, die demokratisch sein 
möchte. Wir können und wir dürfen uns nicht dem 
Auftrag entziehen, der uns gegeben wurde: näm- 
lich festzustellen, welches die Gegebenheiten sind, 
und daraus die Grundsätze für gemeinsames Han- 
deln abzuleiten. 

Im Oktober soll die Gipfelkonferenz des gemein- 
schaftlichen Europa stattfinden, die zu prüfen ha- 
ben wird, welche Aufgaben künftig auf jene umfas- 
sende Einheit, die das erweiterte Europa darstel- 
len wird, zukommen werden, und der es obliegt, 
die Institutionen zu schaffen, die es ihm ermögli- 


chen können, seinen Verpflichtungen gerecht zu 
werden. Der Augenblick ist nun gekommen, unse- 
ren Vorstellungen von dem institutioneilen Rahmen 
des neuen Europa wie auch von der Art seiner Be- 
strebungen in den Bereichen, die uns aufgegeben 
sind, Ausdruck zu verleihen: dem der Verteidigung 
und der Außenpolitik. Einige von uns werden sich 
vielleicht veranlaßt fühlen, das Schicksal der Insti- 
tutionen, in deren Zeichen wir uns hier versammelt 
haben, nach ihrem Sinn zu befragen. Möglicher- 
weise kommt diese Frage bei der Pariser Konferenz 
zur Sprache. Aber in dem Maße, in dem die For- 
men und Institutionen Europas durch den Platz 
bedingt sind, den Europa in der Welt von morgen 
einnehmen soll, steht uns schon heute zu, zu sagen, 
wie sich die Ausrichtung seiner Außenpolitik auf 
die Gestaltung dieses Europa auswirken kann. 

Der andere Punkt, den wir bei unseren Überle- 
gungen nicht außer acht lassen dürfen, ist die vor- 
aussichtlich entscheidende Entwicklung der Bezie- 
hung zwischen den Vereinigten Staaten und der 
Sowjetunion und somit der Beziehungen zwischen 
Ost- und Westeuropa. 

Die vergangenen Wochen wurden durch die Bil- 
ligung der Ostpolitik der Bundesregierung im deut- 
schen Parlament und durch die Ratifizierung der 
Verträge mit der Sowjetunion und Polen geprägt. 
Danach führte die Reise Präsident Nixons in die 
Sowjetunion zur Unterzeichnung einer Reihe von 
Abkommen zwischen den beiden größten Weltmäch- 
ten, von denen die bedeutendsten die beidersei- 
tige Beschränkung der strategischen Rüstung betref- 
fen. Diese Ereignisse geben schon heute zum gro- 
ßen Teil ein gutes Stück der Antwort auf die Frage 
nach der heutigen und zukünftigen Rolle der West- 
europäischen Union. Die direkte Verständigung Prä- 
sident Nixons und der sowjetischen Staatsmänner 
über zahlreiche Fragen, die die Sicherheit nicht nur 
der Vereinigten Staaten betreffen, sondern auch 
der europäischen Länder insgesamt, entspricht ei- 
nem von unserer Versammlung schon oft geäußer- 
ten Wunsch und auch dem Wunsch unserer Völker, 
die Sorge haben, daß ein Atomkrieg ausbrechen 
könnte, der den Untergang unserer gesamten Kultur 
bedeuten müßte. Wir haben diese Einigung gewollt 
und im Rahmen unserer Möglichkeiten vorbereitet. 
Sie verleiht den von der Bundesrepublik mit ihren 
Nachbarn im Osten abgeschlossenen Verträgen erst 
ihre volle Bedeutung und ist zweifellos unabding- 
bar für den Frieden. Doch so wünschennswert diese 
Einigung auch ist, so ist sie dennoch nicht ohne Ge- 
fahr und insbesondere nicht ohne Gefahren für 
Europa. Wird dieser Frieden zwischen den zwei 
Großen auf Kosten Europas, d. h. auf Kosten der 
Freiheit der Europäer oder von deren Sicherheit, zu- 
stande kommen? Keiner von uns verkennt die wich- 
tige Rolle, die die Vereinigten Staaten seit 25 Jah- 
ren gespielt haben, um in Westeuropa die Freiheit 
zu erhalten, und niemand übersieht die dafür von 
den Amerikanern aus freien Stücken gebrachten 
Opfer. Deshalb läßt jede auch noch so wünschens- 
werte Änderung der amerikanischen Politik etwas 
Dunkles, Unheilvolles für unsere Zukunft aufkom- 
men, und es ist nicht verwunderlich, daß unsere 
Völker darüber beunruhigt sind. 
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Wie dieser Frieden für Europa aussehen wird, 
wird künftig weit weniger von den Vereinigten 
Staaten abhängen als vielmehr von Europa selbst. 
Unsere Regierungen waren sich dessen offenbar 
voll bewußt, als die Außenminister der Zehn bei 
ihrer letzten Zusammenkunft in Luxemburg be- 
schlossen, ihre gemeinsamen Überlegungen so weit 
voranzutreiben, daß sie bei der NATO-Ratstagung 
Anfang letzter Woche in Bonn in der Lage waren, 
eine gemeinsame Stellung zu beziehen, zumindest 
was die Vorbereitung der Konferenz über Sicher- 
heit und Zusammenarbeit in Europa betrifft. Diese 
NATO-Ratstagung befaßte sich im übrigen mit ei- 
nem bereits mit der Sowjetunion abgestimmten 
amerikanischen Vorschlag, der darauf abzielt, 
gleichzeitig, aber getrennt Verhandlungen über eine 
ausgewogene Truppenbeschränkung in Europa und 
die eigentliche Europäische Sicherheitskonferenz zu 
führen. Wesentlich ist hierbei, daß Europa von der 
Behandlung weder des einen noch des anderen The- 
mas ausgeschlossen wird und daß alle Maßnahmen 
zur Abrüstung und Truppenreduzierung in vollem 
Einvernehmen zwischen den westeuropäischen Län- 
dern und ihrem amerikanischen Partner getroffen 
werden. Dies erfordert unbedingt eine vorherige 
Absprache unter unseren Ländern. Wo es um die 
Sicherheit aller geht, kann niemand sich anmaßen, 
im Alleingang zu handeln. 

Es steht den Parlamentariern gewiß nicht zu, den 
Platz der Regierungen einzunehmen und an ihrer 
Stelle Standpunkte bereitzulegen, die im Laufe der 
Verhandlungen möglicherweise geändert werden 
könnten. Ihre Aufgabe ist es, die politischen und 
militärischen Ziele Westeuropas festzulegen und 
die Regierungen wissen zu lassen, was die öffent- 
liche Meinung in unseren Ländern im Hinblick auf 
die Festigung eines Friedens zu akzeptieren bereit 
ist, der nicht die Sicherheit Europas gefährdet. So 
besteht kein Zweifel darüber, daß die großen Fra- 
gen der Stunde: die Gipfelkonferenz und die euro- 
päische Sicherheitskonferenz wie auch die Rüstungs- 
und Truppenbeschränkung in Europa, unmittelbar 
zum Aufgabenbereich einer Versammlung gehören, 
deren Auftrag es ist, über die Anwendung des ab- 
geänderten Brüsseler Vertrags, d. h. über die Zu- 
sammenarbeit der Mitglieder der Westeuro- 
päischen Union in Sachen der gemeinsamen Sicher- 
heit zu wachen. 

Schließlich müssen wir uns heute klar darüber 
sein, daß ein neuer Ansatz in der westeuropäischen 
Verteidigungspolitik notwendig geworden ist. Es 
ist zwecklos, davor die Augen zu verschließen oder 
die Zukunft nur im Licht der Vergangenheit zu be- 
trachten. Heute ist klar, daß, welche Verpflichtun- 
gen auch die Amerikaner bei der Verteidigung 
Westeuropas übernommen haben, diese künftig 
einen anderen Charakter haben werden als in der 
Vergangenheit. Europa kann sich nicht mehr mit 
einer Verteidigung zufriedengeben, die es zu einem 
Gefolgsmann der Vereinigten Staaten in einem in 
Washington organisierten Verteidigungssystem 
macht, selbst wenn eine Verteidigung Europas 
außerhalb des Schutzes der amerikanischen Atom- 
macht weiterhin undenkbar bleibt. 


Als er die Athener beschwor, mit den anderen 
griechischen Städten der mazedonischen Gefahr 
entgegenzutreten, hat Demosthenes ihnen einst zu- 
gerufen: „Nur der kann an andere Völker appel- 
lieren, der selbst bereit ist, das Notwendige zu tun." 

Europa darf nicht Paul Valery recht geben, der 
einmal in „Regards sur le monde actuel" schrieb: 
„Europa hofft ersichtlich von einer amerikanischen 
Kommission regiert zu werden. Seine ganze Politik 
ist darauf ausgerichtet." 

Heute sollte sich Europa fragen, wie es seine 
Verteidigung für den Fall sicherstellen kann, daß 
es nicht zu einem unmittelbaren oder uneinge- 
schränkten amerikanischen Eingriff kommt: die 
WEU wurde als Forum für solche Überlegungen 
geschaffen. Gewiß, ihre Organe und deren Befug- 
nisse bleiben beschränkt, aber es gibt zur Zeit 
keinen anderen Ort, wo eine europäische Verteidi- 
gungspolitik erarbeitet werden könnte, und eine 
Rüstungsgemeinschaft hat nur dann wirklich Sinn, 
wenn sich die Länder vorher auf eine gemeinsame 
Verteidigungspolitik geeinigt haben. 

Hier bleibt noch ein großes Werk zu tun, und die 
Ungewißheit über die Institutionen des Europa von 
morgen läßt uns heute nicht Voraussagen, wann 
und durch wen es vollendet werden wird. Für heute 
aber ist es uns aufgegeben, das Problem zu um- 
reißen und zu versuchen, in großen Zügen seine 
Lösung festzulegen. Darum glaube ich auch, denen 
eine Antwort gegeben zu haben, die sich um die 
Zukunft unserer Institution sorgen. Solange es 
kein anderes Organ gibt, das einen europäischen 
Willen in der Außenpolitik vertreten kann, solange 
es eine andere Institution nicht gibt, die eine 
europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Verteidigung gewährleisten könnte, liegt es am 
Tage, daß die WEU in der Fülle ihrer Befugnisse 
erhalten werden muß. Das darf jedoch nicht eine 
nur einstweilige Maßnahme bleiben, um für die 
Zukunft eine Möglichkeit für die Zusammenarbeit 
offen zu lassen, sondern heute schon hat die WEU 
eine Aufgabe zu erfüllen, und dies scheint mir die 
Perspektive zu sein, die unserer Arbeit die Richtung 
weisen sollte. 


Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des Parlamentarischen 
Staatssekretärs beim Bundesminister 
der Verteidigung der Bundesrepublik Deutsch- 
land, Karl Wilhelm Berkhan 

Berkhan (Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung der Bundesrepu- 
blik Deutschland): Herr Präsident, darf ich damit 
beginnen, Ihnen meine Glückwünsche dafür auszu- 
sprechen, daß Sie in dieses Amt gewählt worden 
sind. Ich hoffe, daß in der Amtszeit, in der Sie hier 
fungieren, Europa Fortschritte macht, wie es auch 
in der Vergangenheit der Fall gewesen ist. 
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Darf ich darüber hinaus Ihrem Vorgänger sagen, 
daß ich seiner Aufforderung, Herrn Schmidt hier zu 
vertreten, gerne gefolgt bin. Herr Schmidt läßt die 
Versammlung grüßen. Seine Arbeitsbelastung läßt 
es leider nicht zu, selbst zu Ihnen hierher zu kom- 
men und zu Ihnen zu sprechen. 

Nun will ich mich dem Thema zuwenden, welches 
mir gestellt worden ist. Ich sollte hier heute nach- 
mittag ein paar Bemerkungen zu dem Thema „Von 
der Konfrontation zur Kooperation" machen. 

Nach allgemeinem Verständnis aller Mitglieder 
der Nordatlantischen Allianz und damit wohl auch 
aller Mitglieder der Westeuropäischen Union be- 
findet sich die Weltpolitik gegenwärtig in einer 
Phase der Wandlung. Dies mag nicht für alle Regio- 
nen der Welt stimmen, sicherlich aber für die auf 
Europa gerichtete Politik. Global haben wir es nach 
wie vor mit einem Gleichgewicht der Weltmächte zu 
tun, das besonders gekennzeichnet ist durch die 
nukleare Bipolarität, durch das Prinzip der gegen- 
seitigen Abschreckung zwischen den Vereinigten 
Staaten und der Sowjetunion. Die Bipolarität indes- 
sen hat heute eine andere Gestalt angenommen, 
wenn man unsere Situation mit jener vor zehn oder 
gar zwanzig Jahren vergleicht. Sie hat eine neue Ge- 
stalt angenommen einmal, weil manche Tendenzen 
dafür sprechen, daß die Bipolarität in der Welt all- 
mählich durch eine Multipolarität überlagert wer- 
den könnte. Sollte diese Entwicklung antialten, so 
dürfte sie nicht ohne Folgen sein und für das Gleich- 
gewicht unter den Weltmächten, vor allem in der 
Übergangsperiode. Die neue Gestalt ergibt sich zum 
anderen aus der neuen Qualität des Verhältnisses 
der beiden Weltmächte und der von ihnen geführ- 
ten Bündnisse zueinander: Die Konfrontation ist 
zwar keineswegs beendet, aber es gibt nicht mehr 
die harte Konfrontation aus den ersten Phasen der 
Entwicklung des Ost-West-Verhältnisses nach 1945. 
Ohne daß die Gegensätze verwischt werden, ohne 
daß die jeweils eigenen Interessen vernachlässigt 
werden und ohne daß jemand bereit wäre, mit unbe- 
gründeter Hoffnung Wechsel auf die Zukunft auszu- 
stellen, ist die Konfrontation zwischen Ost und West 
in den letzten Jahren erkennbar und durch erste Er- 
gebnisse sichtbar von Möglichkeiten zur Koopera- 
tion überlagert worden. 

Was unser westliches Bündnis angeht, so haben 
wir seit einer Reihe von Jahren den rein militäri- 
schen Charakter aufgegeben, und wir haben damit 
dem Bündnis eine neue Dimension gegeben, wir 
haben es gemeinsam politischer gemacht. Ein Mei- 
lenstein in dieser Entwicklung war der Harmei- 
Bericht im Spätherbst 1967. Damals hat unser Bünd- 
nis sich erstmals verständigt, daß Verteidigung und 
Entspannung die beiden Säulen unserer Politik sein 
sollten. Seither ist bei allen Beteiligten die Erkennt- 
nis gewachsen, daß Verteidigung und Entspannung 
eben nicht einander ausschließen, sondern daß sie 
sich ergänzen. 

Nachdem diese Grundlage des gemeinsamen Ver- 
ständnisses erst einmal gelegt war, erfolgte der 
nächste bedeutsame Schritt: Die Erkenntnisse des 
Harmel-Berichts wanderten nicht in den Akten- 
schrank, sie verstaubten nicht in irgendeinem Mu- 


seum. Vielmehr verständigte sich unser Bündnis auf 
dieser Basis zu konkreten politischen Initiativen, die 
sowohl die eigenen Verteidigungsanstrengungen be- 
trafen als auch die Suche nach Möglichkeiten zur 
Verständigung und zum Ausgleich mit der Sowjet- 
union und den übrigen Mitgliedern des Warschauer 
Pakts. 

Die politische Doppelstrategie „Verteidigung und 
Entspannung" ist seit Ende 1967 der rote Faden, der 
sich beispielsweise durch alle Kommuniques der 
halbjährlich stattfindenden Ministerratstagungen der 
NATO zieht. Liest man diese Kommuniques heute 
nach, so wird deutlich, in welche konkrete Politik 
die damaligen Beschlüsse nach und nach umgesetzt 
worden sind. 

Eine Lektüre dieser Kommuniques macht aber 
auch jedermann klar, wie eng der politische Zusam- 
menhang zwischen den verschiedenen entspan- 
nungspolitischen Initiativen des Westens auf der 
einen Seite und den Programmen zur Verstärkung 
der eigenen Verteidigung auf der anderen Seite ist. 
Was in den fünfziger Jahren und noch weit bis in 
die sechziger Jahre hinein nicht möglich und für 
viele undenkbar gewesen war, ist heute in einer 
gewandelten Weltlage möglich. Faktoren des Wan- 
dels waren nicht nur die Bereitschaft des Nord- 
atlantischen Bündnisses, über ausgesuchte Projekte 
in einen Prozeß der politischen Entspannung einzu- 
treten, sondern auch die wachsende Bereitschaft im 
Osten Europas, uns auf diesem Wege entgegenzu- 
kommen. 

Was für unser Bündnis insgesamt gilt, hat beson- 
ders auch für die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland Gültigkeit: Entspannungspolitik hat als 
unerläßliche Voraussetzung die Erhaltung des mili- 
tärischen Gleichgewichts zwischen West und Ost. 
Das Bewußtsein für die Notwendigkeit dieses mili- 
tärischen Gleichgewichts ist wegen der exponierten 
geographischen Lage vermutlich nirgendwo stärker 
ausgeprägt als bei den Menschen in der Bundes- 
republik Deutschland. Jedoch ist dieses Gleichge- 
wicht nicht die einzige Voraussetzung für den Ver- 
such, Spannungen in Europa abzubauen. Eine wei- 
tere Voraussetzung war und ist, daß beispielsweise 
die Regierung der Bundesrepublik Deutschland zwar 
initiativ werden konnte, daß sie aber niemals auch 
nur in die Nähe des Gedankens kam, sie könne dies 
allein tun, ohne sorgfältige Abstimmung mit ihren 
Partnern im Bündnis. So haben wir es bei den bis- 
her in Richtung auf Entspannung erfolgten Schritten 
erfreulicherweise mit einer immer enger werdenden 
Zusammenarbeit der Allianzpartner zu tun. Koope- 
ration im Westen ist also eine Startbedingung für 
Kooperation mit dem Osten. Wenn ich auf diese 
enge Zusammenarbeit hinweise, so denke ich vor 
allem an die Unterstützung, welche die deutsche 
Bundesregierung durch ihre Verbündeten beim Ab- 
schluß der Verträge mit der Sowjetunion und mit 
Polen erfahren hat; ich denke an die besonders enge 
Konsultation beim Prozeß des Zustandekommens 
des Berlin- Abkommens; ich denke an die seit dem 
Frühjahr 1968 fortgeschrittene Diskussion und Un- 
tersuchung des Projekts beiderseitiger ausgewoge- 
ner Truppenverminderung in Europa; ich denke an 


5 



Drucksache VI/3600 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


unsere gemeinsame Behandlung der mit einer Kon- 
ferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Eu- 
ropa und deren multilateraler Vorbereitung gege- 
benen Probleme; ich denke schließlich an die stets 
vorbildliche Konsultation der Verbündeten durch 
die Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika 
über den Fortgang der amerikanisch-sowjetischen 
Verhandlungen zur Begrenzung der nuklear-strate- 
gischen Rüstung, die ja nun vor wenigen Tagen in 
Moskau anläßlich des Besuchs von Präsident Nixon 
zu ihrem ersten erfolgreichen Vertragsabschluß ge- 
kommen ist. Sicher müssen die Verhandlungen noch 
lange fortgesetzt werden, um endgültige Erfolge zu 
erreichen. Doch man darf heute hoffen. Zeitweise 
hörte man die Meinung, die NATO sieche nur da- 
hin. Aber daß unser gemeinsames Bündnis lebendig 
und erfolgreich ist, ergibt sich schon allein aus der 
Tatsache, daß es immer wieder durch innere Krisen 
hindurchgegangen ist und am Ende jeweils gefestigt 
und geschlossen aus diesen Krisen hervorging. Kri- 
sen, zumindest Meinungsverschiedenheiten, wird es 
auch künftig geben, sei es, daß sie sich aus den 
Beziehungen Westeuropas zu den Vereinigten Staa- 
ten von Amerika ergeben, sei es aus den nicht nach- 
lassenden Notwendigkeiten zur Aufrechterhaltung 
der eigenen Verteidigungsfähigkeit. 

Zur Verteidigungsfähigkeit des westlichen Bünd- 
nisses wird weiterhin gehören, daß die Vereinigten 
Staaten von Amerika in Westeuropa militärisch 
präsent bleiben. Wir verkennen die internen ameri- 
kanischen Schwierigkeiten keineswegs, aber wir 
kennen auch die eindeutige Haltung der amerikani- 
schen Regierung und der Mehrheit der Mitglieder 
des Kongresses. Wir kennen die Haltung des ameri- 
kanischen Präsidenten. Durch die verschiedenen Zu- 
sicherungen in den beiden letzten Jahren können 
wir davon ausgehen, daß die Politik der amerikani- 
schen Regierung darauf gerichtet ist, die Truppen 
in Europa im wesentlichen auf ihrem derzeitigen 
Stand zu belassen, vorausgesetzt, es kommt nicht zu 
wesentlichen Kürzungen auf der Seite des War- 
schauer Pakts, und vorausgesetzt, die europäischen 
NATO-Staaten verbessern weiterhin ihre eigenen 
Verteidigungsvorkehrungen. 

Was dies letzte — die eigenen europäischen Ver- 
teidigung s Vorkehrungen — angeht, so können wir 
gerade in den vergangenen zwei Jahren auf Erfolge 
hinweisen. Ich erinnere an das Europäische Vertei- 
digungsverstärkungs-Programm — in der gebräuch- 
lichen Abkürzung EDIP — , mit dem sich die Europäer 
erstmals in der Geschichte des Bündnisses auf einen 
solchen Weg geeinigt haben und das Perspektiven 
eröffnet nicht allein für die weitere verteidigungs- 
politische Zusammenarbeit in Westeuropa, sondern 
zwischen uns Westeuropäern einerseits und den 
Nordamerikanern und Kanadiern andererseits. Ich 
erinnere ferner daran, daß eine Institution, die einst- 
weilen noch gar keine Institution sein will, nämlich 
die EUROGROUP, von Jahr zu Jahr mehr Schritte 
zur Stärkung des Bündnisses unternimmt — und da- 
bei auch Fortschritte erzielt, wie sie etwa im Schluß- 
kommunique der jüngsten Ministertagung der 
EUROGROUP vom 23. Mai 1972 ihren Niederschlag 
gefunden haben. 


Wir kennen den Stand und die Fähigkeit der 
Streitkräfte des Warschauer Pakts r und wir sehen 
die weitere Stärkung der sowjetischen nuklearen 
und konventionellen Kampfkraft; wir wissen auch 
von der wachsenden weltweiten Dislozierung und 
allgemeinen Kampfkraft der sowjetischen Seestreit- 
kräfte und von der Modernisierung und Konsolidie- 
rung der sowjetischen Land- und Luftstreitkräfte. Es 
ist uns also nicht unbekannt, mit welcher militäri- 
schen Potenz wir es auf der anderen Seite zu tun 
haben. Im Gegenteil: Eben weil wir diese Entwick- 
lung kennen und sie Tag für Tag sorgfältig prüfen, 
sind wir uns darin einig, daß die Verteidigung der 
NATO auch weiterhin eine wirksame Abschreckung 
gegen alle Formen der Aggression gewährleisten 
muß. Ohne eine starke Verteidigungsstruktur geht 
es eben nicht. Ohne eine solche Grundlage kann 
nicht mit Aussicht auf Dauer über Entspannung ver- 
handelt werden. 

Gerade in einer Welt, die von Wandlungen in 
den internationalen Beziehungen bestimmt ist, wäre 
es töricht, den Wandel ohne Rücksicht auf die 
eigene Sicherheit aktiv oder passiv zu erleben. Es 
war immer realistisch, es ist realistisch und wird, 
wie ich glaube, auch in der Zukunft realistisch blei- 
ben, daß sich die freien Demokraten des Westens in 
der Absicht zusammenfinden, ihre eigene Sicherheit 
zu stärken. Die Gefahren wären unübersehbar, woll- 
ten wir neue Brücken nach vorn bauen und zu glei- 
cher Zeit die Brücke nach hinten abbrechen. 

Manche Beobachter, darunter durchaus auch Be- 
fürworter des entspannungspolitischen Kurses unse- 
res Bündnisses und seiner einzelnen Mitglieder, 
haben besorgt gefragt und fragen auch weiterhin, ob 
nicht ein solcher Kurs der Sowjetunion Tür und Tor 
nach Westeuropa öffnen könnte. Damit ist fast im- 
mer verbunden die Frage nach den eigentlichen 
Zielen der sowjetischen Außenpolitik in bezug auf 
ganz Europa. Ich habe es immer für richtig gehalten, 
daß sich die deutsche Bundesregierung und auch die 
verbündeten Regierungen nicht an der letztendlich 
fruchtlosen Debatte beteiligt haben, ob denn nun die 
Sowjetunion „noch" Weltrevolution wolle oder ob 
sie „nur" ihre Großmachtinteressen vertrete. Dies 
ist in der Tat eine Debatte, deren ritualistischer 
Charakter und deren ahistorische und unproduktive 
Fragestellung sie als typisches Begleitmoment der 
Konfrontationsphase ausweist. 

Im Zusammenhang mit dieser Debatte ist vor 
einigen Jahren häufig davor gewarnt worden — 
und Ausläufer davon erleben wir noch heute — , daß 
sich Westeuropa möglicherweise einem alten so- 
wjetischen Ziel nähere, nämlich der Neutralisierung, 
oder — wie es auch genannt wurde — der „Finn- 
landisierung". Diesen letzten Ausdruck habe ich 
aus zwei Gründen immer für besonders unglück- 
lich gehalten. Der erste Grund ist, daß ich es 
zumindest für unhöflich gegenüber einem so tapfe- 
ren Volk wie dem der Finnen halte, seinen Namen 
in einem derartigen Zusammenhang zu nennen. Der 
zweite und politisch entscheidende Grund ist, daß 
eine Neutralisierung Westeuropas möglicherweise 
ein Ziel der Sowjetunion und offenbar ein Alptraum 
vieler Westeuropäer ist, daß aber doch in der Tat 
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von einer solchen Wendung überhaupt nicht die 
Rede sein kann, solange unser Bündnis weiterhin 
den inneren Zusammenhalt beibehält, mithin so- 
lange unser Bündnis den eigenen Prioritäten Vor- 
rang beimißt, mithin solange unser Bündnis auch 
seine eigene Sicherheit nicht vernachlässigt. Darauf 
kommt es doch an und nicht auf irgendwelche poli- 
tischen Chimären. 

Die Frühjahrstagung der NATO in Bonn ist so- 
eben zu Ende gegangen. Sie hat erneut den politi- 
schen Zusammenhang des Bündnisses gestärkt. Sie 
hat von neuem die Doppelstrategie von Verteidi- 
gung und Entspannung bekräftigt. Sie hat insbeson- 
dere grünes Licht gegeben für die multilaterale Vor- 
bereitung der Konferenz über Sicherheit und Zusam- 
menarbeit in Europa, ein Projekt, für das sich die 
deutsche Bundesregierung stets eingesetzt hat. Der 
Beschluß des NATO-Rates ist ein Schritt des Bünd- 
nisses in Richtung auf eine solche Konferenz, und 
dieser Schritt war, wie Ihnen bekannt ist, an das 
Berlin-Abkommen geknüpft. Das Berlin-Abkommen 
ist vorgestern unterzeichnet worden und tritt damit 
in Kraft, und die mit ihm verknüpften menschlichen 
Erleichterungen sind ein wichtiges Ergebnis unse- 
rer gemeinsamen Entspannungspolitik. 

Die NATO-Ministerkonferenz hat auch das Ziel 
erneut unterstrichen, mit der Sowjetunion und den 
anderen osteuropäischen Staaten Verhandlungen 
über MBFR, eventuell in Vorbereitung mit einer 
KSZE, zu führen. 

Unsere Zeit ist geprägt vom Übergang von der 
Konfrontation zur Kooperation. Das bedeutet, daß 
wir es weiterhin mit Verhandlungen zwischen West 
und Ost zu tun haben werden. Ziel dieser Ver- 
handlungen ist es, mehr und mehr die Spannungen 
in Europa abzubauen. Ziel ist es auch, den Frieden 
in Europa sicherer zu machen. Für die unmittelbar 
vor uns liegende Zeit kann ich mir die Sicherung 
des Friedens nur vorstellen, wenn unser westliches 
Bündnis intakt bleibt und wenn der Prozeß der wirt- 
schaftlichen und politischen Einigung Westeuropas 
voranschreitet. Auf dieser gesicherten Grundlage 
bedeutet Entspannung weder Gefahr, noch ist sie 
ein Schlagwort ohne Inhalt. 

Entspannung wird aber nur zu erreichen sein, 
wenn wir Zusammenhalten. Ist sie erreicht, wird 
dieser Zusammenhalt eine gute Grundlage weiterer 
gemeinsamer Politik sein können. 

Lenze (Attendorn) (CDU/CSU): Herr Staats- 
sekretär, wir wissen alle, wie schwer die Belastun- 
gen der Haushalte in den westlichen Staaten sind 
und wie sehr die Inflation in allen westlichen Staa- 
ten Schwierigkeiten bereitet. Sind Sie der Auffas- 
sung, daß es möglich sein wird, das Verstärkungs- 
programm der EUROGROUP unter diesen Umstän- 
den zeit- und sinngemäß durchzuführen? Das ist 
meine erste Frage. 

Vielleicht darf ich wegen der Europäischen Sicher- 
heitskonferenz noch eine Frage stellen. Wir alle 
wissen, daß man in Moskau eine Vereinbarung ge- 
troffen hat, eine Europäische Sicherheitskonferenz 
vorwiegend mit politischen Problemen durchzufüh- 


ren und daneben sozusagen eine Parallelveranstal- 
tung laufen zu lassen mit den Fragen der MBFR. 
Sind Sie der Auffassung, daß diese Organisation, 
die auf zwei Geleisen läuft, günstig für die Lösung 
der politischen und militärischen Probleme ist? 

Berkhan (Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung der Bundesrepu- 
blik Deutschland): Herr Vorsitzender! Herr Kollege 
Lenze! Ich darf zuerst einmal sagen, daß ich die 
Vokabel „Inflation" in einer europäischen Ver- 
sammlung nicht sehr gern höre. Die Empfindlichkeit 
des deutschen Volkes ist verständlich, wenn man die 
Geschichte Deutschlands kennt. Aber in anderen 
Teilen Europas hat man Entwicklungen erlebt, die 
durchaus nicht solche Befürchtungen wach werden 
lassen, wie sie in Deutschland wach, hellwach sind. 
Ich glaube also, daß die Haushalte zwar begrenzt 
und eng sind — das kann aber auch nützlich sein; 
es kann manches unsinnige und übererweiterte Pro- 
jekt auf das richtige Maß zurückgeschnitten wer- 
den — , aber ich glaube, daß trotz der Preisentwick- 
lung und trotz der engen Haushalte EDIP zur Zeit in 
seiner Planung gut vorankommt, daß wir also ganz 
allgemein gesehen zeitgerecht fertigwerden. Es mag 
die eine oder andere Schwäche und Verzögerung 
geben. Aber ich glaube, daß wir auch sinngemäß 
fertigwerden. 

über die KSZE, also die Konferenz für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa, möchte ich mich nur 
sehr kurz äußern. Es sind vorbereitende Gespräche. 
Es wäre nicht gut, wenn man in aller Öffentlichkeit 
die Verhandler des Bündnisses festlegte auf eine 
Linie, auf die sich dann der andere Verhandlungs- 
partner beziehen könnte. Ich glaube also, daß wir 
uns am Ende im Bündnis darüber einig werden, 
welche gemeinsame Linie wir beschreiten werden, 
und ich bin sicher, daß die Parlamentarier in den 
nationalen Parlamenten und in den europäischen 
Gremien Gelegenheit haben werden, hierzu Stel- 
lung zu nehmen. 

Ich bitte Sie, lieber Herr Lenze, zu verstehen, 
wenn ich mich heute hier ungern vor dieser Ver- 
sammlung und vor der europäischen Öffentlichkeit 
äußere. 

Richter (SPD): Herr Kollege Berkhan, ich möchte 
trotz allem einmal auf das Thema der Konferenz 
für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa einge- 
hen. Die vorangegangene Ministerratskonferenz in 
Brüssel, also vor der Bonner Tagung, hat in ihrem 
Schlußbericht die Gründung von Planungsgruppen 
festgelegt. Damals wurden vier Planungsgruppen 
ins Gespräch gebracht. Sie haben die eine, die sich 
mit der Frage der Truppenstärken befaßt, hier auch 
ganz besonders angesprochen. Weiterhin wurde 
durch die NATO empfohlen, eine Planungsgruppe 
zu bilden, die sich mit der Freizügigkeit des Ver- 
kehrs in Europa befassen sollte. Eine weitere 
Planungsgruppe sollte auf wirtschaftliche Beziehun- 
gen in Europa eingehen. Schließlich hatte die NATO 
erstaunlicher- und erfreulicherweise — je nachdem, 
wie man es sehen will; ich sehe es als erfreulich 
an — erhebliche Vorbereitungen getroffen im Be- 
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reich des Umweltschutzproblems. Darf ich Sie fra- 
gen, ob auf der jüngsten Bonner NATO-Minister- 
ratstagung Ergebnisse dieser Planungsgruppen un- 
terbreitet wurden und ob die Absicht besteht, etwa 
nach diesem Skelett in die Verhandlungen mit den 
anderen Partnern des Gesprächs in Europa einzu- 
treten. 

Meine zweite Frage zielt ein klein wenig auf das 
EDIP-Programm hin, das sicher nur den Verteidi- 
gungspolitikern bekannt ist. Wären Sie in der Lage, 
mit ein paar Worten anzudeuten, wo Sie die Schwer- 
punkte des Programms sehen? 

Berkhan (Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung der Bundesrepu- 
blik Deutschland): Herr Vorsitzender! Herr Kollege 
Richter! Es hat vier Planungsgruppen gegeben. 
Selbstverständlich arbeiten die Planungsgruppen 
kontinuierlich. Insbesondere kann diese Versamm- 
lung sicher sein, daß sich die Fachleute im militäri- 
schen Bereich ihrer Verantwortung und ihrer Auf- 
gabe bewußt sind. Aber auch hier kann man natür- 
lich über Möglichkeiten der Reduzierung nichts 
sagen, da man ja Verhandlungen vorgreifen würde. 
Die Verhandlungen haben noch nicht einmal begon- 
nen, sondern wir sind noch in der Phase davor. 

Ich glaube, am Ende können wir feststellen, daß 
wir uns auf die Verhandlungen gut vorbereitet 
haben, und wir haben die Verhandlungen nicht zu 
fürchten. 

Die Probleme der vier Planungsgruppen — Frei- 
zügigkeit, Wirtschaft, Umweltschutz und das eigent- 
liche Kernproblem Truppenreduzierung — zeigen 
auch, wie sehr die NATO politischer geworden ist 
und sich nicht ausschließlich mit den Fragen der 
militärischen Sicherheit beschäftigt. 

Sie haben noch einmal nach dem EDIP-Programm 
gefragt. Sie kennen die Sache ganz genau. Es han- 
delt sich hierbei um die Mobilisierung der euro- 
päischen Kräfte im militärischen Bereich, also um die 
Sicherstellung der Mobilmachungsstreitkräfte. Es 
handelt sich um Schutzbauten für unsere Luftwaffe, 
nicht so sehr um Schutzbauten, die einen absoluten 
Schutz vor Bombentreffern oder vor in der Nähe 
fallenden Bomben geben, sondern um solche, die es 
ermöglichen, Flugzeuge unterzustellen, ohne daß 
jemand weiß, ob unter diesen Shelter-Dächern Flug- 
zeuge stehen oder nicht. Dies ermöglicht also eine 
bessere Dislozierung unserer Luftwaffenverbände. 

Das Wichtigste an dem ganzen EDIP-Programm ist 
die gemeinsame europäische Planung. Bei Beginn 
der Verhandlung hat es hier ja schon eine gewisse 
Rolle gespielt. Ich bin sicher, daß EDIP der erste 
Schritt der EUROGROUP sein wird, die Rüstungs- 
direktoren in Europa dazu zu bringen, ihre Planun- 
gen auf weite Sicht besser aufeinander abzustim- 
men. 

Ich rede hier ja zu einem Teil mit alten Kollegen 
und alten Fachleuten. Sie wissen, wie leidgeprüft 
der Verteidigungsausschuß Ihrer Versammlung war, 
hier insbesondere in der Frage eines europäischen 
Panzerprogramms, weil die Philosophie der General- 
stäbe nicht aufeinander abzustimmen war. Ich denke 


auch an die leidige Frage europäischer Großtrans- 
porter bei fliegenden Systemen: Sie wissen, wie 
lange wir in unseren Verhandlungen darüber ge- 
redet haben und wie sehr Stückzahlen und Preis 
miteinander in Zusammenhang stehen, Herr Kollege 
Richter. 

Ich gehe davon aus: Wenn wir unsere Schritte 
nur behutsam genug wählen und weit genug nach 
vorn blicken, dann werden wir aus EDIP langsam 
eine rüstungspolitische Zusammenarbeit Europas 
entwickeln. Die Mitarbeit dieser Versammlung ist 
dabei gern gesehen. 


Tagesordnungspunkt: 

Die technologische Zusammenarbeit 
im europäischen Rahmen — 

Antwort zum 17. Jahresbericht des Ministerrates 

Berichterstatter: Abgeordneter Elvinger 

Dr. Rinderspacher (SPD): Herr Präsident, zu- 
nächst darf ich Herrn Elvinger meine Hochachtung 
für seinen überaus gründlichen und hochinteressan- 
ten Bericht aussprechen, dessen Aktualität jedem 
Leser deutlich wurde, die aber noch verdeutlicht 
und vertieft wurde durch die glänzende mündliche 
Interpretation der vorgelegten Arbeit. 

Ich darf nun in aller Kürze einige ergänzende Be- 
merkungen hinzufügen. Für die Mitgliedsländer der 
Europäischen Gemeinschaft scheint es eine natür- 
liche Sache zu sein, ihre Kräfte für die Schaffung 
zwischenstaatlicher wissenschaftlicher und technolo- 
gischer Organisationen zu vereinigen, aber ihre 
Durchführung insgesamt war bisher — geben wir es 
zu — enttäuschend. Andererseits waren die For- 
schungsgemeinschaften der Industrie, bei denen 
Europa eine lange Erfahrung hat, allgemein recht 
erfolgreich, insbesondere auf Gebieten, wo die ge- 
meinsamen Interessen über die Rivalität in der In- 
dustrie die Oberhand gewannen. Es ist sehr schade, 
meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, daß die 
Erfahrungen dieser Forschungsgemeinschaften bei 
der Schaffung zwischenstaatlicher wissenschaftlicher 
und technologischer Organisationen nicht genügend 
berücksichtigt wurden. Es ist nunmehr klargeworden, 
daß solche Organisationen mit Erfolg entwickelt 
werden können, vorausgesetzt, daß bestimmte Be- 
dingungen erfüllt werden, namentlich: keine parallel 
laufenden, auf Wettbewerb eingestellten Bemühun- 
gen auf nationaler Ebene, daß ein unabhängiger in- 
ternationaler Management-Haushalt zu hohe und 
überflüssige Ausgaben vermeidet und daß drittens 
vorgezogene Vereinbarungen über wirtschaftliche 
Ausbeutung und frühzeitige Zusammenarbeit mit 
den betroffenen Unternehmungen geschlossen wer- 
den. 

In § 1 des vorliegenden Textes des Entschlie- 
ßungsentwurfs sind eine Reihe von Gebieten aufge- 
führt worden, auf denen während der nächsten zehn 
Jahre eine größere europäische Anstrengung unter- 
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nommen werden muß. Ich glaube nicht, daß unsere 
Mitgliedsregierungen hiergegen irgendwelche Ein- 
wendungen haben werden. Bis 1975 wird die Euro- 
päische Wirtschaftsgemeinschaft — England und die 
skandinavischen Länder eingeschlossen — eine fast 
genauso starke Industrie auf dem Gebiet der zivi- 
len Technologie haben wie die Vereinigten Staaten. 
Sie wird ebenfalls einen Markt für neue Technolo- 
gie besitzen, in dem sie nur noch von den Vereinig- 
ten Staaten übertroffen wird. Auf diesen Gebieten 
wird im Falle einer schnellen und radikalen Ände- 
rung in der geopolitischen Situation Europas die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft Japan und die 
UdSSR übertreffen, ihre Verteidigungskraft und ihre 
Raumfahrttechnologie werden jedoch immer noch 
hinter denen der Vereinigten Staaten und der So- 
wjetunion zurückliegen, falls sich die geopolitische 
Situation Europas nicht rasch und radikal ändert. 
Eine europäische Industriepolitik r die durch von 
Regierungen finanzierte Forschungsprogramme un- 
terstützt wird, ist im Hinblick auf die Zukunft un- 
bedingt erforderlich. Hier sollte eine Aufteilung der 
Zuständigkeiten innerhalb der Europäischen Ge- 
meinschaften erfolgen, da eine Zusammenarbeit auf 
nationaler und multinationaler Ebene bisher nicht 
bestand. Die Europäischen Gemeinschaften sollten 
für technologische Großprojekte verantwortlich sein. 

Sogar auf dem Gebiet der Raumfahrt sollten 
ernste Überlegungen der von Minister Lefevre aus 
Belgien, der der Vorsitzende der Europäischen 
Raumfahrtkonferenz während der letzten drei Jahre 
war, vertretenen Meinung gewidmet werden. Er 
schlug wor, die auf bestimmte Gebiete spezialisier- 
ten Unternehmungen wie ELDO und ESRO der 
Weisungsbefugnis der Kommission in Brüssel zu 
unterstellen. Die Schaffung dieser Organisationen 
wird nun ganz allgemein als ein Fehlschlag betrach- 
tet. Innerhalb des Rahmens der Gemeinschaften 
kann eine rationelle Auswahl von Forschungszielen 
auf europäischer Ebene getroffen werden. Langfri- 
stige Planung ist daher auf den Gebieten des Um- 
weltschutzes, des Transports, des Verkehrs und der 
Erziehung wesentlich. 

Innerhalb dieses Rahmens will ich die Vereinba- 
rungen erwähnen, die von Präsident Nixon in den 
letzten 14 Tagen in Moskau getroffen wurden, z. B. 
die Übereinkunft der Vereinigten Staaten und der 
UdSSR über den Umweltschutz, die auf die Verein- 
barungen folgte, die die beiden Supermächte am 
11. April über den Austausch und die Zusammen- 
arbeit auf den Gebieten der Wissenschaft, Technolo- 
gie, Erziehung, Kultur und auf anderen Gebieten Un- 
terzeichneten. Artikel 2 dieser Vereinbarung umfaßt 
das ganze Gebiet des Umweltschutzes, der Ver- 
schmutzung sowie der Voraussage von Erdbeben 
und ökologische Systeme in den arktischen Gebie- 
ten. Ein Abkommen auf dem Gebiet des Gesund- 
heitswesens wurde ebenfalls von den Vereinigten 
Staaten und der UdSSR unterzeichnet Dieses Ab- 
kommen beinhaltet Forschungsprogramme und den 
Austausch von Informationen auf diesem Gebiet. 

Dann gibt es noch das wissenschaftlich-technolo- 
gische Abkommen zwischen den Vereinigten Staaten 
und der UdSSR, obwohl die gemeinsame bemannte 
Raumfahrtstation der dramatischste Aspekt der von 


den beiden Regierungen beschlossenen wissenschaft- 
lichen und technologischen Zusammenarbeit wurde, 
könnte die Zusammenarbeit auf anderen Gebieten 
weit bemerkenswertere Auswirkungen auf das täg- 
liche Leben von Millionen Menschen auf der ganzen 
Welt haben. Gemeinsame Forschungen auf dem Ge- 
biet der Energieproduktion, Wetterveränderung und 
der Schiffsbau- und Bergbautechnik wurden eben- 
falls beschlossen. 

Demnächst soll eine gemeinsame amerikanisch- 
russische Kommission für wissenschaftliche und 
technische Zusammenarbeit gebildet werden, um 
Besuche von amerikanischen und russischen Wissen- 
schaftlern in russischen bzw. amerikanischen Labo- 
ratorien und den Austausch von Informationen über 
die gegenseitigen Forschungen zu fördern. Die Kom- 
mission wird den Antriebsmotor für diese Zusam- 
menarbeit bilden. 

Der Wissenschaftsberater des amerikanischen Prä- 
sidenten erklärte, daß mit Hilfe der Abkommen zwi- 
schen den Vereinigten Staaten und der UdSSR die 
von Präsident Nixon eingegangene Verpflichtung, 
Wissenschaft und Technologie in den Dienst der 
gesamten Menschheit zu stellen, schneller verwirk- 
licht würde. Z. B. von Entwicklungen auf dem Gebiet 
der Atomverschmelzung, auf dem die beiden Super- 
mächte sehr aktiv waren, könnten viele Nationen 
bei der Herstellung billiger Elektrizität profitieren. 

| Auf dem Gebiet der Entwicklung der Raumforschung 
wurden nicht die gemeinsamen Programme zur Er- 
forschung der Bodenschätze erwähnt; aber das kann 
natürlich Gegenstand einer späteren Zusammen- 
kunft und Zusammenarbeit werden. 

Es ist ganz klar, daß, wenn diese Projekte und 
Übereinkünfte tatsächlich erfüllt werden, die ameri- 
kanische und die russische Technologie daraus unge- 
heuren Nutzen ziehen werden. Für uns in Europa 
sollte diese Art der Zusammenarbeit unsere Regie- 
rungen dazu bringen, die zwingend notwendige po- 
litische Entscheidung für die Zusammenarbeit in 
Westeuropa zu treffen. Ich hoffe, daß diese Entschei- 
dungen auf der Gipfelkonferenz im Oktober getrof- 
fen werden und getroffen werden können und daß 
derselbe Fehler wie 1969 nicht noch einmal gemacht 
wird, als nur fromme Hoffnungen ausgesprochen 
wurden. 

Im übrigen empfehle ich die Annahme des Be- 
richts Elvinger. 


Dienstag, 6. Juni 1972 

Tagesordnungspunkt: 

Die wissenschaftliche und technische Zusammen- 
arbeit im Hinblick auf den Beitritt Englands 
zu den europäischen Gemeinschaften 

(Drucksache 573) 

Berichterstatter: Abgeordneter Lloyd 

Frau Dr. Walz (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! In dem Bericht 
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des Kollegen Lloyd, der wie immer glänzend in 
der umfassenden und durchdringenden Darstellung 
der Probleme und der Lösungsmöglichkeiten ist, 
erscheint mir nur ein Teil nicht ganz von der 
Realität gedeckt zu sein, besonders nicht von der 
Realität des Sommers 1972: Und das ist die Be- 
urteilung von der Notwendigkeit eigener Träger- 
raketen für Europa. Mr. Lloyd ist davon überzeugt, 
daß wir ohne Zweifel amerikanische Trägerraketen 
bzw. ihre Benutzung kaufen können, wenn unsere 
Anwendungssatelliten nicht den Bestimmungen von 
Intelsat widersprechen. Er ist ferner davon über- 
zeugt, daß wir, wenn wir 10 Prozent des Post- 
Apollo-Programmes finanzieren, den Zugang zum 
gesamten Know how haben und bei der Benutzung 
mit den Amerikanern gleichgestellt — wie er sagt: 
on a basis of full equality with their American 
counterparts — sein würden. Mr. Lloyd ist an- 
scheinend nicht ganz davon überzeugt, daß das 
Satellitengeschäft big business werden würde, ob- 
wohl Intelsat schon seit 1969 in der Gewinnzone 
ist und bei der Vielfalt der Aufgaben von An- 
wendungssatelliten, etwa Beobachtung der Erde und 
Biosphäre, Bereitstellung von Nachrichtenrelais- 
stationen, Fertigung unter Weltraumbedingungen, 
in etwa 20 Jahren ein Gewinn von 8 bis 10 Mrd. 
Dollar jährlich zu erwarten ist. Ich werde in meinen 
Bemerkungen zum Bericht des Kollegen Kahn- 
Ackermann noch näher auf die wirtschaftliche Seite 
eingehen. Die Frage ist für uns doch einfach die: 
Können wir es uns als Europäer leisten, bei der für 
umfassende Innovationen mit am meisten geeigne- 
ten Technologie auf dem ganz wichtigen Sektor der 
Raumfahrt in völliger Abhängigkeit zu bleiben und 
darauf zu vertrauen, daß uns eine der Supermächte 
schon beispringen wird, obwohl wir keinen ent- 
sprechenden Beitrag der Entwicklung geleistet ha- 
ben, oder können wir uns nicht darauf verlassen, 
z. B. gerade weil es sich um big business und weit- 
reichende militärische Aufgaben handelt? 

Der Verlauf der Verhandlungen über das Aero- 
sat-Abkommen (Navigationssatelliten für See- und 
Luftfahrt) sollte uns zumindest zu denken geben. 
Von ESRO und NASA bzw. FAA schon paraphiert, 
wurde es vom Weißen Haus gestoppt, als sich die 
COMSAT und die amerikanische Luftfahrtlobby 
ins Zeug legten, unter dem Hinweis auf den Ver- 
lust von Dividenden und Arbeitsplätzen. Nun soll 
der Aerosat-Vertrag völlig umgeschrieben werden, 
und ob und wann er zustande kommt, steht dahin. 
Für einen europäischen Regionalsatelliten wurde 
zwar die Zusicherung gegeben, daß er Intelsat 
keinen schweren ökonomischen Schaden zufügen 
würde und deshalb auf amerikanischen Träger- 
raketen gestartet werden könnte. Aber für die Zu- 
kunft heißt das, daß um jeden größeren wirtschaft- 
lichen gewinnbringenden Satelliten gekämpft wer- 
den muß, obwohl die Beobachtung von Erde, Luft 
und Wasser auf Bodenschätze, Ernteschäden, Wet- 
tervoraussage, Verkehrskontrolle, Nahrung aus 
dem Meer bei der wachsenden Erdbevölkerung 
immer dringender wird und hier auch der eigent- 
liche Gewinn zu erwarten ist. Sich auf diesem 
Sektor in völlige Abhängigkeit zu begeben, wäre 


ebenso, wie wenn man vor 150 Jahren nicht in das 
Eisenbahngeschäft eingestiegen wäre bzw. auf den 
Bau von Lokomotiven verzichtet hätte. 

Ich halte es auch für eine Illusion, bei einer 
Beteiligung von 10 Prozent am Post- Apollo-Programm 
Zugang zum gesamten Know how zu bekommen. 
Ich habe übrigens auch niemals gehört oder gelesen, 
daß die Amerikaner diese Zusage gegeben hätten, 
die ja auch von einer überwältigenden Großzügig- 
keit und einem westlichen Idealismus sondergleichen 
zeugen würde. Gesagt wurde immer nur, daß wir 
den Zugang zu dem Know how bekommen würden, 
der unserem Anteil entspräche und für diesen not- 
wendig sei, und mehr kann man billigerweise 
eigentlich auch nicht erwarten. 

Nun wird uns aber, wie ich bei einem kürzlichen 
Besuch in Amerika beim Start von Apollo 16 fest- 
stellte, gar kein kritisches Element für den Shuttle 
mehr angeboten, sondern Pakete wie das Tor zum 
Frachthaus, die Frontnase, das Fahrwerk, das 
Schwanzteil. Und dafür das gesamte Know how? 

Wir werden wohl doch um ein eigenes Trans- 
portsystem nicht herumkommen, soviel Richtiges 
über die Wirtschaftlichkeit bzw. Unwirtschaftlich- 
keit Mr. Lloyd darüber auch gesagt hat. In welcher 
Form dieser Träger entsteht, in der jetzigen von 
Europa III mit seiner fortgeschrittenen Antriebs- 
Technologie — insbesondere auf dem Gebiet der 
Kryotechnik — , die auch für den Tug Verwendung 
finden kann, oder möglicherweise in einer anderen, 
billigeren Version, wofür Systemstudien vorliegen, 
die weiterverfolgt werden, das weiß heute noch 
niemand. Hier muß die Entscheidung endlich ge- 
troffen werden. Es wäre gut, wenn Großbritannien 
seine hohen technologischen Fähigkeiten und seine 
Finanzen in ein Projekt einbringen könnte, das 
für Europa in den kommenden Jahrzehnten politisch 
und wirtschaftlich von eminenter Bedeutung für 
seine Stellung in der Welt, für seine Handelsbilanz 
und für seine Arbeitsplätze sein wird. 

Ich möchte im übrigen empfehlen, dem ausge- 
zeichneten Bericht von Mr. Lloyd zuzustimmen. 


Dr. RInderspacher (SPD): Herr Präsident, ich 
darf anschließend an den letzten Satz der sehr 
verehrten Frau Kollegin Walz sagen, daß er sach- 
lich und zeitlich berechtigt war, nachdem Herr 
Lloyd in dieser Sitzung einen zusammenfassenden 
Bericht gegeben hat über die Folgen des Beitritts 
Großbritanniens zu den Europäischen Gemeinschaf- 
ten gerade auf technologischem und wissenschaft- 
lichem Gebiet. Ich glaube auch, daß Herr Lloyd 
Recht hat, wenn er sagt, daß die Mitglieder der 
Europäischen Gemeinschaften u. a. auf den Gebieten 
Radio-Astronomie, Biologie und Datenverarbeitung 
vom Beitritt Großbritanniens zur Gemeinschaft pro- 
fitieren werden. Aber man muß an dieser Stelle 
auch bedauernd sagen, daß die Technologie-Politik 
der Mitgliedstaaten so unterschiedlich ist, daß bis 
heute eine gemeinsame Technologie-Politik noch 
nicht zustande gekommen ist. 
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Ich weiß nicht, ob die Möglichkeiten dazu größer 
werden, durch den Beitritt Englands, aber ich glau- 
be, daß wir viel lernen können vom britischen 
Pragmatismus auf diesem Gebiet. 

England war doch das europäische Land, in dem 
die industrielle Revolution zuerst stattgefunden hat. 
Als im Jahre 1880 die Vereinigten Staaten anfingen, 
dem Vereinigten Königreich auf diesem Gebiet 
Konkurrenz zu machen, hat die britische Regierung 
sofort versucht, die nationale Wissenschaft und 
Technologie zu unterstützen, und im Jahre 1900 
wurde das erste nationale physikalische Labora- 
torium eingerichtet. 1915 hat die britische Regierung 
dann ein Ministerium für Wissenschaft, Industrie 
und Forschung eingerichtet. Seit dieser Zeit schritt 
die Entwicklung unaufhaltsam weiter. 1955 wurde 
die Atomenergiebehörde geschaffen, und im Jahre 
1962 wurden die ersten Schritte getan für eine 
englisch-europäische Zusammenarbeit, zunächst mit 
Blue Streak und dann mit dem Concorde-Projekt. 
1964 hat der damalige Premierminister Harold 
Wilson das Ministerium für Technologie unter Mi- 
nister Wedgewood Benn eingerichtet. Dieses Mini- 
sterium hat jetzt einen Haushalt von mehr als 
2 V 2 Mrd. Pfund Sterling und etwa 50 000 Ange- 
stellte und Beamte. Man kann daher auch sagen, 
daß die britische Regierung jetzt ganz gut in der 
Lage ist, sich die europäische Zusammenarbeit zu 
leisten. 

Allerdings muß man auch zugeben, daß die beiden 
im Jahre 1962 begonnenen Projekte im Vereinigten 
Königreich nicht viel Enthusiasmus geweckt haben. 

Ich glaube, daß die englischen Behörden viel 
Widerstand zu überwinden haben werden, um die 
technologische Zusammenarbeit neu anzufangen. 
Die Schwierigkeiten könnten aber überwunden wer- 
den, wenn die zuständigen Minister ganz konkrete 
Beschlüsse fassen und sich auf eine langfristige 
Planung einigen, die in eine europäische technolo- 
gische Politik eingebettet sein müßte. 

Zum Beispiel die Umweltpolitik. Sie bedeutet 
Umweltplanung auf lange Sicht. Nur dadurch kann 
jedem Bürger eine Umwelt gesichert werden, wie 
er sie im Interesse seiner Gesundheit braucht. Um- 
weltplanung muß auf einem Umweltrecht beruhen, 
und die Bevölkerung kann von den Parlamenten 
verlangen, daß sie Gesetze erhält, die den letzten 
Stand von Wissenschaft und Technik wiedergeben 
und zugleich wirksamen Schutz gegen Gesundheits- 
schäden und drohende Umweltgefahren bewirken. 

Nur wenn die Minister sich über eine langfristige 
Umweltpolitik einigen, wird eine Zusammenarbeit 
auf diesem Gebiet in Europa möglich sein. 

Ich kann noch ein anderes Beispiel geben aus der 
Aeronautik: Die Engländer haben eine sehr wichtige 
Luftfahrtindustrie, Frankreich hat auch eine große 
Luftfahrtindustrie, und einige kleinere Kapazitäten 
gibt es auch in Deutschland, Italien und in den 
Niederlanden. Wenn die für die Luftfahrtindustrie 
zuständigen europäischen Minister nicht zu einer 
langfristigen Planung kommen, wird es unmöglich 
sein, eine gute Spezialisierung auf diesem Gebiet 
zu erreichen. Europa kann auf dem die ganze Welt 


umfassenden Luftfahrtmarkt nur konkurrieren, wenn 
es möglich ist, Flugzeuge zu bauen, die wirklich 
konkurrenzfähig sind. Dazu ist es nötig, zur Spe- 
zialisierung zu kommen, und Spezialisierung heißt 
automatisch, daß in einem Land gewisse Werke 
zustande gebracht werden und daß ein anderes 
Land derartige Werke nicht oder nicht mehr baut. 
Europäische Technologie-Politik heißt auch und be- 
sonders keine Prestigepolitik betreiben. 

Ein Beispiel hierfür wäre der Vorschlag des 
Aigrain-Ausschusses, eine Datenverarbeitungsma- 
schine zu konstruieren. Daran ist die europäische 
datenverarbeitende Industrie natürlich sehr inter- 
essiert, und natürlich war sie auch daran inter- 
essiert, die Subventionen für eine solche Entwicklung 
zu erhalten. Aber nachdem die Regierungen darauf 
hingewiesen hatten, daß sie nur bereit wären, die 
Entwicklung solch einer Maschine zu subventionie- 
ren, wenn das Ergebnis konkurrenzfähig auf dem 
Weltmarkt wäre, d. h. vor allen Dingen gegenüber 
den Produkten der Vereinigten Staaten, wurden die 
Offerten wieder zurückgezogen. 

Wie Herr Lloyd in seinem Bericht schon ange- 
geben hat, gibt es noch viele Gebiete, auf denen 
man ohne Prestigeverlust nützliche gemeinsame Ar- 
beit leisten kann. Eines davon ist z. B. die Wetter- 
vorhersage. Eine europäische Zusammenarbeit auf 
diesem Gebiet könnte für alle beteiligten Nationen 
nur Nutzen bringen. In den vergangenen 13 Jahren 
der Gemeinschaft ist noch sehr wenig auf diesem 
Gebiete zustande gebracht worden. Auch das fran- 
zösische Memorandum von 1970 hat nicht viel Er- 
folg gehabt. Auf diesem technologischen Gebiet 
kann man nur dann Erfolge haben, wenn die euro- 
päischen Institutionen genügend etabliert sind, um 
die Entscheidungen, die früher auf nationaler Ebene 
getroffen wurden, auf europäische Ebene verlagern 
zu können. Das ist ein Problem von Organisationen, 
von Räumlichkeiten und Personal. 

Auf dem internationalen Gebiet z. B. existieren 
schon einige nationale Büros und Zentren, aber die 
Minister sollten sich einigen auf ein Zentrum, das 
am besten auf europäischer Ebene durchgesetzt wer- 
den kann. Es ist ganz klar, daß es hier keine Einzel- 
maßnahmen sein können, weil man eine gute Ver- 
teilung über die europäischen Länder auf diesem 
Gebiet erreichen müßte. Zuviel Geld und zu viele 
Arbeitsplätze stehen dabei auf dem Spiel, so daß nur 
eine gute Planung auf europäischer Ebene helfen 
kann. 

Zum Schluß, Herr Präsident, möchte ich noch 
darauf hinweisen, daß auf diesem Gebiet auch die 
Techniken der Verteidigung einzuplanen sind. Denn 
der Rahmen der Luftfahrtpolitik umfaßt nicht nur 
die zivile Luftfahrt; auch die militärische Luftfahrt 
muß dabei berücksichtigt werden. Auch die Daten- 
verarbeitungsmaschinen haben zivilen und mili- 
tärischen Charakter. Das gleiche gilt für Satelliten, 
für Lastwagen und vieles andere mehr. Ich meine, 
daß hier gerade die britische Industrie einen in- 
teressanten Beitrag für Europa erbringen kann. 

Herr Lloyd hat diese Elemente auch richtig in 
seinen Bericht eingebaut, und ich bin gern bereit, 
diesem zuzustimmen. 
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Richter (SPD): Herr Präsident! Meine lieben Kol- 
leginnen und Kollegen! Ich möchte den Bericht- 
erstatter zu seinem Bericht recht herzlich beglück- 
wünschen. Herr Lloyd, Sie warteten im Verlaufe der 
Jahre immer wieder mit ausgezeichneten Berichten 
zur Technologie auf. Sie haben sich ohne Zweifel 
große Verdienste erworben, weil Sie die Bewußt- 
seinslage der europäischen Parlamentarier für die 
Technologie erheblich mit geschärft haben. 

Es geht mir ähnlich wie Frau Kollegin Walz als 
erster deutscher Sprecherin. Ich bin in weiten Teilen 
Ihres Berichts mit Ihnen sehr einig. Ich möchte das 
Thema aus diesem Grunde jetzt nur auf die Raum- 
fahrt einengen. Da ist die Meinungsbildung in ganz 
Europa offensichtlich noch auf einem sehr unter- 
schiedlichen Stand. 

Am 11. und 12. Juli findet die nächste ESG-Kon- 
ferenz in Brüssel statt. Das ist die große Sorge, die 
wir alle haben, die auch der französische Staats- 
präsident Pompidou in diesen Tagen angesprochen 
hat, weil sich eine Einigung auf dieser Konferenz 
noch gar nicht so recht abzeichnet und weil man 
auch gar nicht weiß, ob es sinnvoll ist, große 
Schritte anzugehen, wenn man eine Einigung im 
Vorfeld nicht erzielen kann. Ich würde hoffen, Herr 
Kollege Lloyd, daß Ihr Bericht in irgendeiner Form 
auch auf diese Konferenz meinungsbildend wirken 
kann. 

Es ist zu erkennen, daß sich Europa im Bereich 
der Raumfahrt immer noch um eine Lösung bemüht, 
daß wir uns immer noch in einer Phase der Sondie- 
rung ohne endgültige Festlegung befinden. 

Wer als Politiker die Bilanz der Zusammenarbeit 
zwischen den Europäern zu bewerten hat und auch 
das Ergebnis der Zusammenarbeit mit den USA in 
die Überlegungen einbezieht, wird mit Unbehagen 
erfüllt. In entscheidenden Bereichen gab es kein 
Weiterkommen, vor allen Dingen in den letzten 
Jahren, so in der Satcom-Phase 3, so bei Aerosat 
und so in der Zusammenarbeit bei dem Träger- 
system für das Post-Apollo-Programm, da sind wir 
nicht weitergekommen. 

Europa kam für sich bei zahlreichen wissenschaft- 
lichen Projekten weiter. Erwähnt seien hier nur die 
ESRO-Satelliten ESRO I, ESRO II, ESRO I b, HEOS I, 
HEOS II, TD I. Hier kann Europa auf Erfolge zu- 
rückblicken. Diese Liste ließe sich um zahlreiche 
bilaterale Projekte erweitern. Hinzuzufügen wären 
hier die französischen FR-Satelliten, die englischen 
UK-Satelliten und unser deutsches Helios-Projekt. 

Unser europäischer Anteil an der Raumfahrt ver- 
mochte sich leider in keiner Weise — das ist eine 
Sorge, die in Ihrem Bericht, Herr Lloyd, zum Aus- 
druck kommt — in einer wirtschaftlichen Rentabili- 
tät niedergeschlagen. Es gab keine Gebühreneinnah- 
men für Dienstleistungen zugunsten eines Benut- 
zers. 

Eines hatten die genannten Projekte auch noch 
gemeinsam: Die Vereinigten Staaten erbrachten bei 
fast allen Projekten in bedeutendem Umfang Dienst- 
leistungen, für die wir Europäer bezahlten. Denken 
wir an die Träger, denken wir an die elektronischen 
Komponenten und an die Beraterdienste, die wir 


kaufen mußten. Bei allem Respekt vor den erreich- 
ten Ergebnissen kann man das erzielte Guthaben, 
wenn man die Summe unter dem Strich ansieht, 
kaum als befriedigend ansprechen. 

Größter Mangel bleibt, daß es Europa bisher nicht 
gelungen ist, eine operationeile Trägerrakete fertig- 
zustellen. Ich freue mich, Frau Kollegin Walz, daß 
Sie dieses Thema angesprochen haben. Ich glaube, 
Sie haben die Bedeutung gerade dieses Themas, im 
Gegensatz zu Ihrer Brüsseler Rede, wieder verstärkt 
in Ihre Überlegungen aufgenommen. Für Fachleute 
ist es dabei tröstlich, zu wissen, daß die Schwierig- 
keiten nicht in Bereichen lagen, bei denen man mit 
solchen Schwierigkeiten erfahrungsgemäß rechnen 
mußte. Sie lagen nicht im Antrieb oder im Lenk- 
bereich der Raketen. Die europäischen Schwierig- 
keiten lagen im Bereich der elektrischen Interface- 
Mängel; Impulse funktionierten nicht; Interferenzen 
veränderten die Programme, und andere Schwierig- 
keiten tauchten auf. 

Wenn wir unsere Fehler erkennen wollen und uns 
an ihnen orientieren wollen, werden wir zu dem 
Schluß kommen, daß wir ein geschlossenes euro- 
päisches System einbringen müssen. Ich setze mich 
für ein unabhängiges europäisches Programm des- 
wegen ein. Ich will das aber nicht etwa mit der Ziel- 
setzung tun, daß dieses Europa irgendwann einmal 
mit dem Anspruch auftreten wollte, Qualitäten als 
Raumfahrtmacht in der Welt zu erreichen. Wir soll- 
ten vielmehr eine Situation anstreben, in der wir 
eine gewisse Unabhängigkeit einnehmen können. 

Wie sieht die derzeitige Situation aus? Man kann 
davon ausgehen, daß die USA den Shuttle 1979 be- 
triebsfähig haben. Ich glaube, nach Ihrem Besuch, 
Frau Walz, hat sich die Möglichkeit einer euro- 
päischen Beteiligung noch weiter eingeengt. Sie ist 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt, glaube ich, praktisch 
mit Null anzusprechen. Unsere Europa-III-Rakete 
könnte Mitte 1980 so weit sein. 

Im Sinne der vom Kollegen Lloyd angestrebten 
europäischen Gemeinsamkeit möchte ich mich hier 
doch dafür aussprechen, daß man im Vereinigten 
Königreich prüft, inwieweit man dieses europäische 
Programm zu unterstützen in der Lage ist. 

Die Entwicklung und die Produktion von Europa II 
bis 1976 und eine baldige Entwicklung von Europa III 
oder Europa III b bringen uns den Vorteil einer un- 
abhängigen europäischen Kapazität, den Gewinn 
moderner Technologien, die später im Post-Apollo- 
Programm Verwendung finden könnten. Der Nach- 
teil liegt allerdings in erheblichen finanziellen Be- 
lastungen. 

Ich weiß nicht, wieweit es in Europa in diesem 
Bereich zu einer gemeinsamen Willensbildung kom- 
men könnte. Würden wir nur Europa II weiter- 
führen, aber Europa III aufgeben, so würde das die 
Auflösung der ELDO etwa ab 1974 bedingen. We- 
gen des bevorstehenden Abbruchs dieses Pro- 
gramms wäre es aber sehr schwierig, dann die 
Arbeiten an Europa II ordnungsgemäß zu sichern. 

Mit einer Einstellung von Europa II und Europa ITT 
würden alle Trägerkapazitäten, alle Raumfahrtkapa- 
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zitäten in Europa endgültig erliegen. Die ELDO 
müßten wir hier dann zusammen als gescheitert 
bezeichnen. 

Es gibt eine Reihe von Programmalternativen, die 
in der nächsten Zeit entwickelt werden müßten. Wir 
haben die Möglichkeit, auf der einen Seite an die 
Auslastung der europäischen Industrie mit dem von 
mir dargelegten Programm zu denken. Ich denke 
aber auch daran, daß wir unter allen Umständen 
die Verhandlungen mit den Amerikanern weiter- 
führen sollen. Wohin uns diese Verhandlungen 
bringen werden, vermag ich zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt nicht zu erkennen. Das wird sich wieder- 
um an den finanziellen Möglichkeiten ausrichten 
müssen. Ich denke daran, daß die Amerikaner sehr 
daran interessiert sind, daß wir uns zum gegen- 
wärtigen Zeitpunkt auf gewisse Moduln festlegen 
lassen. Schließlich denke ich auch daran, daß das 
Gespräch um den Tug sicher nicht heute und mor- 
gen abgeschlossen werden muß. Gewisse Möglich- 
keiten, die sich aus der Europa-III-Rakete ergeben, 
werden wir auch bei den Tug-Verhandlungen nut- 
zen können. 

Mein Eindruck aus der Beobachtung amerikani- 
scher Gespräche in der jüngsten Zeit ist der: Die 
Amerikaner schätzen uns als Europäer, aber sie 
achten uns als Partner in der Zukunftstechnologie 
Raumfahrt deswegen nicht, weil wir nicht ein aus- 
reichendes Maß von Leistungen auf den Tisch legen 
können. Erst müssen wir etwas anbieten, erst müs- 
sen wir ein eigenes Programm haben, dann werden 
wir Partner der Amerikaner werden. Wenn wir um 
diese Dinge hier ringen, dann müssen wir uns dar- 
über klar sein, daß mit der Entwicklung dieser Zu- 
kunftstechnologien auch die Sicherheit der Arbeits- 
plätze in Europa von morgen zusammenhängt. 

Ich freue mich, Herr Lloyd, daß Ihr Bericht so ge- 
schlossen ist. Ich unterstütze ihn auch sonst in allen 
Bereichen. 


Tagesordnungspunkt: 

Das System der Orbitalstationen und ihre 
zivilen und militärischen Auswirkungen 

(Drucksache 572) 

Berichterstatter: Abgeordneter Kahn-Ackermann *) 

Kahn- Ackermann (SPD), Berichterstatter: Herr 
Präsident, wenn ich meinen Bericht einführe, möchte 
ich dieses Thema in einen größeren Gesamtzusam- 
menhang stellen, denn es ist ganz klar, daß Orbital- 
stationen im Arsenal der zwei Supermächte nur 
eines der Elemente darstellen, die bedeutsame zivile 
und militärische Folgen haben. Technische Neue- 
rungen, ganz gleich ob auf dem Gebiet der Raum- 
fahrt, der Kernwaffen oder des Computerwesens, 
haben einen erheblichen Einfluß auf das Gleichge- 
wicht der Macht in unserer Welt. Die Supermächte 
spielen ihr eigenes politisches Spiel und setzen tech- 
nische Neuerungen für ihre eigenen Ziele ein. 

+ ) Original englisch 


Nachdem die Supermächte ihr eigenes Rüstungs- 
arsenal mit Kernwaffen bestückt hatten, gingen sie 
dazu über, eine Art Monopol zu errichten, indem sie 
andere Länder überzeugten, wie gefährlich es sein 
würde, wenn diese Waffenart in die Hände nicht 
befreundeter Regierungen gelangten. Sie erreichten 
ihr Ziel mit der Annahme des Moskauer Atomwaf- 
fensperrvertrages, in dem alle Kernexplosionen im 
Weltraum und in der Erdatmosphäre untersagt wur- 
den. Unterirdische Kernexplosionen — die techisch 
durchzuführen nur die Supermächte in der Lage wa- 
ren — wurden vom Vertrag nicht verboten, und seit 
seiner Unterzeichnung im Jahre 1963 haben die Rus- 
sen und die Amerikaner die Zahl ihrer Atomver- 
suche fast verdoppelt, so daß jetzt jährlich etwa 
45 unterirdische Explosionen erfolgen, im Vergleich 
zu 25. 

Dieses Monopol für Kernwaffen führte zu einem 
Monopol für spaltbares Material, von dem nur die 
Supermächte profitierten. 

Der Moskauer Atomwaffensperrvertrag, der Ver- 
trag über die friedliche Nutzung des Weltraums und 
der Vertrag über die friedliche Nutzung des Meeres- 
bodens wurden als Maßnahmen zur Abrüstung vor- 
geschlagen und angenommen. Nach zehn Jahren der 
Verhandlungen in Genf mußte jedoch die schwe- 
dische Delegierte, Alva Myrdal, im Laufe dieses 
Jahres zu der Schlußfolgerung gelangen: „Seien wir 
nicht blind. In 10 Jahren der Diskussionen haben 
wir sehr wenig erreicht, und tatsächlich ist es so, 
daß zehnmal mehr Waffen verbreitet und in Dienst 
gestellt worden sind, als es im Jahre 1962 gab." 

Auf dem Gebiet des Computerwesens haben die 
Supermächte den Weltmarkt erobert und ein Mono- 
pol errichtet, ohne daß sie die Möglichkeiten ge- 
schaffen haben, diese mächtigen Instrumente für 
Ziele wie zum Beispiel den erfolgreichen Kampf 
gegen die Unterentwicklung einzusetzen. 

Wie der Berichterstatter in seinem Bericht auf- 
führt, glaubt er, daß von der sowjetischen Hegemo- 
nie eine politische und militärische Bedrohung aus- 
geht, während die Amerikaner mehr Gewicht auf 
die wissenschaftlichen, wirtschaftlichen und indu- 
striellen Aspekte legen. 

Eine logische Folge des Baues von Orbitalstatio- 
nen könnte in den nächsten Jahren eine noch 
schwerwiegendere Entwicklung in Richtung auf ein 
Monopol der Supermächte sein. Die Vereinigten 
Staaten werden sich zur Verteidigung ihrer eigenen 
Sicherheit immer mehr auf die Hardware verlassen 
und auf wirtschaftlichem und industriellen Gebiet 
ihre Vorherrschaft wahren. Im britischen Empire 
war eine starke Marine ein Mittel, um die Kommu- 
nikation zu gewährleisten, und die Handelsflotte 
auf den Weltmeeren unterstützte den britischen 
Handel und verteidigte den britischen Einfluß in 
der Welt. Die Marine war natürlich nur ein Mittel 
zum Zweck. In der nächsten Dekade werden Satelli- 
ten die Kommunikationsmittel beherrschen; es wird 
Wettervoraussagen geben, die von Wettersatelliten 
stammen, Landkarten werden auf der Grundlage der 
Beobachtungen von geodätischen Satelliten erstellt 
werden, und Satelliten werden Bodenschätze zur 
Ausbeutung durch den Menschen aufspüren. Eine 
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konventionelle Marine wird nicht erforderlich sein, 
um den Feind zu beobachten, da dies von Aufklä- 
rungssatelliten erledigt werden wird. 

Die russische und amerikanische Vorherrschaft in 
der Welt ist gesichert. Außerdem ist keine der bei- 
den Mächte besonders an der Eroberung neuer 
Landmassen interessiert. Was sie entwickeln müs- 
sen, sind die Resourcen, die sich bereits unter ihrer 
Herrschaft oder unter ihrem Einfluß befinden. 

Frau Dr. Walz (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Meine 
Bemerkungen zum ausgezeichneten und uns alle 
zum Nachdenken anregenden Bericht des Kollegen 
Kahn-Ackermann beziehen sich lediglich auf den 
zivilen Sektor der Zusammenarbeit in der Raum- 
fahrt. Zugrunde legen und bekräftigen möchte ich 
seinen Satz — ich darf zitieren — : „Die Europäer 
sollten sich bewußt sein, daß der Gebrauch bemann- 
ter und großer unbemannter stationärer Raumkör- 
per vollständig in der Hand der Russen und Ameri- 
kaner sein wird, die deshalb den Schlüssel für alle 
politischen, militärischen, wissenschaftlichen und 
ökonomischen Möglichkeiten in der Hand halten." 

Beginnen möchte ich mit den ökonomischen Mög- 
lichkeiten, denn sie sind es ja, die einen großen 
Teil der Schwierigkeiten verursachen, im Post- 
Apollo-Programm mit den Amerikanern zu einer Ver- 
ständigung zu kommen, wobei auch die Nicht-Einig- 
keit der Europäer keineswegs verschwiegen wer- 
den soll. Zwei Gesichtspunkte sind hier wohl ent- 
scheidend, die das anfängliche Entgegenkommen der 
NASA in Zurückhaltung verwandelt haben. Einmal 
zählt die amerikanische Luft- und Raumfahrtindu- 
strie mit mehr als 900 000 Beschäftigten zu den be- 
deutendsten Industriezweigen der USA. Diese Indu- 
strie erzeugt 4 bis 5 °/o der gesamten Industriepro- 
duktion. Besonders bedeutsam ist ihre Rolle für den 
amerikanischen Export: mehr als 9 °/o der US-Aus- 
fuhren entfallen auf Erzeugnisse der Luft- und 
Raumfahrtindustrie mit einem Überschuß von 2 bis 
3 Mrd. Dollar pro Jahr. Ohne die Erfolge dieser In- 
dustrie hätten die USA schon seit Jahren eine pas- 
sive Handelsbilanz. Von dem geplanten globalen 
Nachrichtenverkehr, der in etwa 20 Jahren um einen 
Faktor von 8 bis 10 zunehmen wird, werden dann 
Einnahmen von 8 bis 10 Mrd. Dollar jährlich erwar- 
tet, die die geplanten Aufwendungen decken sollen. 
Intelsat befindet sich schon seit 1969 in der Gewinn- 
zone. Kann man unter diesen Umständen vernünfti- 
gerweise erwarten, daß Europa am Gewinn beteiligt 
werden wird? 

Es kommt ein Zweites hinzu: Der industrielle Auf- 
bau der Entwicklungsländer wird in erster Linie auf 
dem Gebiet der Konsumgüterproduktion und im Be- 
reich der konventionellen Techniken liegen. In den 
hochindustriealisierten Ländern, also auch bei uns, 
wird künftig eine Sicherung der Arbeitsplätze nur 
möglich bleiben, wenn vor allem auf dem Gebiet 
neuer Technologien - — und hier insbesondere auf 
dem Raumfahrtsektor — geforscht, entwickelt und 
produziert wird. Welche Industrien würden sich hier 
ihrer Wettbewerbsvorteile begeben? Wenn hier 
Europa überhaupt noch mitreden und sich eine ge- 


wisse — nur eine gewisse — Unabhängigkeit si- 
chern will, muß es schleunigst seine Raumfahrtvor- 
haben in einem gemeinsamen, vollständigen und 
kohärenten Programm zusammenfassen. 

Angesichts dieser Realitäten müssen wir prüfen, 
ob unsere Geschäftsgrundlage für die Beteiligung 
am Post-Apollo-Programm, nämlich Zusammenarbeit 
in gegenseitiger Abhängigkeit und Garantie für die 
Überlassung von Trägerraketen auch für Anwen- 
dungssatelliten, wirklich tragfähig und politisch 
durchzusetzen ist. Das Aerosat-Abkommen wurde 
als Testfall betrachtet. Sie wissen alle, daß es auf 
ein Veto des Weißen Hauses hin gestoppt wurde 
und nunmehr ein ganz neuer Vertragsinhalt ange- 
boten wird, dessen Zustandekommen eben völlig 
offen ist. Bei diesem Aerosat-Abkommen lag Part- 
nerschaft in gegenseitiger Abhängigkeit vor, und 
Lasten und Gewinne waren gleich verteilt. Aber 
gerade dieses wird ja nicht mehr akzeptiert. Dar- 
über hinaus machten die Schwierigkeiten beim Start 
des wissenschaftlichen Satelliten TD-1 A von Van- 
denberg aus deutlich, wie schwierig es werden kann, 
wenn man sich auf dem Feld der Trägerraketen in 
völliger Abhängigkeit befindet. 

Das Klima für die Zusammenarbeit in gegensei- 
tiger Abhängigkeit scheint mir also etwas kälter ge- 
worden zu sein, sosehr die Wissenschaftler auf bei- 
den Seiten dies bedauern mögen, insbesondere nach- 
dem klar ist, daß Shuttle und Tug auch, und zwar 
weitgehend, militärische Aufgaben haben sollen. 
Am Shuttle werden uns zwar noch fünf Pakete zur 
Mitarbeit angeboten — ich sprach vorhin davon — , 
aber kein sogenanntes kritisches Element mehr. Für 
den Tug soll von uns auch erst eine Feasibility- 
Studie vorgelegt werden, aus der sich die Amerika- 
ner überzeugen wollen, ob unsere technologischen 
Fortschritte die Vergabe eines so wichtigen und 
kritischen Elements an uns in Europa rechtfertigen. 

Unter diesen Umständen wird die Frage nach 
einem eigenen Transportsystem, also Europa III in 
der jetzt vorgesehenen oder möglicherweise neuen 
Form, immer dringender. Denn eine für die Innova- 
tion der gesamten technischen Entwicklung frucht- 
bare Arbeit auf dem Gebiet der Raumfahrt erscheint 
nur möglich, wenn für einen angemessenen Teil 
wünschenswerter Missionen — als wünschenswert 
würde ich Forschung außerhalb der Erdatmosphäre, 
Bereitstellung von Nachrichtenrelaisstationen und 
Fertigung unter Weltraumbedingungen bezeich- 
nen — , aber weiter auch auf dem Gebiet der Erde 
und Biosphäre notwendiger Missionen eine eigene 
Trägerkapazität zur Verfügung steht. 

Aus diesem Grund bleibt die Entwicklung von 
Trägerraketen in Europa weiterhin wünschenswert. 
Eine solche Entwicklung wäre über den eigenen 
Bedarf hinaus nützlich, wenn als Konzept eine sinn- 
volle Ergänzung zu den zur Zeit bekannten verfüg- 
baren oder geplanten amerikanischen Systemen 
gewählt würde. 

In diesem Sinne einer nützlichen Ergänzung auf 
unserem Sektor hier könnten, wenn wir uns auf un- 
bemannte Missionen beschränkten, folgende Punkte 
von Bedeutung sein. Wir müßten uns um die Opti- 
mierung des Konzepts im Hinblick auf die Betriebs- 
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kosten kümmern, wir müßten weiter für die Aus- 
baufähigkeit bis zu Nutzlasten von wenigstens 1,5 t 
geostationär und für eine weitgehende Vermeidung 
einer Verschmutzung der Atmosphäre und der Exo- 
sphäre sorgen. Das Ziel einer Beteiligung am Post- 
Apollo-Programm sollte vor allem sein, Europa eine 
Beteiligung an solchen Vorhaben zu sichern, die 
der Nutzung der Weltraumbedingungen für tech- 
nologische Zwecke dienen. Sofern dieses Ziel im 
Rahmen einer Tug-Entwicklung erreicht werden soll, 
sollte aus dieser Mitarbeit auch ein möglichst gro- 
ßer Nutzen für die Entwicklung europäischer Trans- 
portsysteme gezogen werden können. Sollte sich 
die Mitarbeit am Post-Apollo-Programm auf die 
Entwicklung und Bereitstellung von Nutzlasten be- 
schränken, sollten wir hier vor allem Probleme der 
technologischen Nutzung der Weltraumbedingungen 
im Auge haben. 

Bei der Fülle dieser zukünftigen Aufgaben ist es 
nötig, daß Europa endlich mit einer Stimme spricht 
und eine europäische Raumfahrtbehörde als Part- 
nerin der NASA geschaffen wird. Der Ministerrat 
hat zwar in seiner Antwort auf unsere Empfehlung 
217 hierzu eine überaus skeptische Haltung einge- 
nommen und behauptet, die Koordination von ELDO 
und ESRO sollte sich ohne Schwierigkeiten bewälti- 
gen lassen; zunächst müsse eine Einigung über ein 
gemeinsames, vollständiges und kohärentes Pro- 
gramm hergestellt werden, ehe eine solche Behörde 
errichtet werden könne. 

Es ist höchste Zeit, sich auf dieses Programm zu 
einigen, bei dem auch Großbritannien eine wichtige 
Rolle zufällt. Wenn wir nicht am Ende dieses Jahr- 
hunderts politisch, wirtschaftlich und auch militä- 
risch völlig von den Supermächten abhängig sein 
wollen, müssen die Weichen für ein langfristiges 
Programm nun endlich gestellt werden. Man kann 
nur hoffen und wünschen, daß die Weltraumkonfe- 
renz im Juli dies erkennt — obwohl es bisher nicht 
so aussieht — und die notwendigen Entscheidungen 
trifft. 

Kahn-Ackermann (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Kollegen! Ich bin den drei Sprechern 
außerordentlich dankbar dafür, daß sie die näheren 
Umstände, unter denen die Sorgen in diesem Bericht 
ausgedrückt worden sind, hier noch einmal sehr sorg- 
fältig und im Detail erläutert haben. Insbesondere 
Frau Walz hat dargetan, in welche Situation wir 
geraten und wie sich die Verhandlungsgrundlagen 
beispielsweise mit unseren amerikanischen Part- 
nern gegenwärtig darstellen. Es war sicherlich nötig, 
das noch etwas zu vertiefen. Ich möchte dem Kol- 
legen Treu, der meinte, die unter Punkt 70 auf- 
geführten notwendigen Studien seien deshalb über- 
flüssig, weil wir handeln müßten, folgendes sagen. 

Wir können, glaube ich, gar nicht aufhören, un- 
sere Regierungen und unsere Parlamente zu mah- 
nen, sich darauf zu besinnen, was eine Verstärkung 
der Monopolstellung der Supermächte in diesem 
Bereich militärisch, politisch und technologisch be- 
deutet. Einen Ausschnitt aus dieser Frage hat 
dankenswerterweise Frau Walz beleuchtet. Dem 
Kollegen Treu möchte ich noch mit auf den Weg 
geben, daß diese Fragen ja noch niemals sorgfältig 


in Europa untersucht worden sind. Es wäre gerade 
eine Aufgabe irgendeiner, im Augenblick noch gar 
nicht existierenden Körperschaft hier in Europa, 
diese Fragen gemeinsam zu studieren und den Re- 
gierungen zu unterbreiten. 

Ich weiß, daß wir hier eine schwierige Aufgabe 
vor uns haben, denn wir leben in einer Zeit, in der 
die meisten unserer Parlamente — aus Gründen, 
die wir alle verstehen können — den auf unserer 
Erde zu lösenden Aufgaben den Vorrang, die poli- 
tische Priorität, einräumen. Aber dessenungeachtet 
dürfen wir nicht aufhören, zu mahnen, daß die in 
meinem Bericht beschriebene technologische Ent- 
wicklung dazu führen wird, daß wir ganz einfach in 
die Abhängigkeit der Supermächte gelangen, ob 
wir wollen oder nicht. Und dann wird es nicht viel 
nützen, uns zu sagen, daß wir in unseren eigenen 
Ländern eine sehr viel vollkommenere Ordnung ge- 
schaffen haben, als sie die Supermächte möglicher- 
weise besitzen, wenn diese dann in der Lage sind, 
politische und militärische Abhängigkeiten zu schaf- 
fen, denen wir nicht entgehen können und die 
unsere freien Entscheidungen bis zu den kleinsten 
Bereichen beeinflussen können. 

Dies, Herr Präsident und meine verehrten Kolle- 
gen, mußte am Schluß dieser kurzen Debatte noch 
einmal mit Nachdruck bemerkt werden. 


Tagesordnungspunkt: 

Rede des Staatssekretärs beim französischen 
Außenminister, de Lipkowski 

Lenze (Attendorn) (CDU/CSU): Herr Staatssekre- 
tär, habe ich Sie richtig verstanden, wenn ich sage: 
Nach Ihrer These soll man durch faktische Solidari- 
tät im Rahmen der Lösung konkreter Probleme zur 
Institutionalisierung gelangen, um so durch wach- 
sende Zusammenarbeit im einzelnen zu einer dauer- 
haften und stabilen supranationalen Ordnung zu ge- 
langen, die Sie als Endziel der geschichtlichen Ent- 
wicklung grundsätzlich bejahen? 

Staatssekretär de Lipkowski erklärt, daß er solche 
Ambitionen nicht habe. Er habe als Pragmatiker 
von der Übertragung bestimmter Aufgaben an die 
Organe der Gemeinschaft gesprochen. Diese Über- 
tragung solle keinesfalls Regierungsentscheidungen 
vorgreifen, die auf Grund einer klaren Willens- 
erklärung der Regierungen getroffen würden. Z. B. 
habe das Memorandum über eine gemeinsame In- 
dustriepolitik kein Echo gefunden und gezeigt, daß 
ein gemeinsamer politischer Wille in dieser Richtung 
nicht vorhanden sei. 

Kahn-Ackermann (SPD): Herr Staatssekretär, 
ich habe mit großem Vergnügen soeben Ihre Aus- 
führungen gehört, welche Bedeutung Ihre Regierung 
der Verantwortlichkeit dieser Versammlung und 
dieser Institution im Hinblick auf die Fragen der 
Verteidigung und der Sicherheit und sicherlich auch 
im Hinblick auf die damit zusammenhängenden 
politischen Fragen einräumt. Dies ist, wie Sie, Herr 
Staatssekretär, wissen, nicht zu allen Zeiten immer 
so deutlich ausgesprochen worden. Würde es im 
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Lichte Ihrer Erklärung nicht einen Beitrag zu dieser 
Versammlung und zu dieser Institution bedeuten, 
wenn Ihre Regierung ihrerseits in Zukunft größten 
Wert darauf legte, daß die bisher etwas un- 
fruchtbare Unterhaltung dieser Versammlung mit 
dem Ministerrat sich fruchtbarer gestaltet, damit 
die Bedeutung der Versammlung, auf die Sie ja 
selbst so großen Wert gelegt haben, in Zukunft 
sichtbarer wird und auch die Mitglieder dieser Ver- 
sammlung mehr befriedigt, als das in diesem Dialog 
zwischen Ministerrat und der Versammlung bisher 
der Fall gewesen ist? 

Staatssekretär de Lipkowski erklärt, daß er diesen 
Vorschlag sehr gern Außenminister Schumann vor- 
legen werde. 

Tagesordnungspunkt : 

Europa und die derzeitigen politischen 
und wirtschaftlichen Probleme 

(Drucksache 577) 

Berichterstatter: Abgeordneter Scott-Hopkins 

Bauer (Würzburg) (SPD): Herr Präsident! Sehr 
verehrte Mitglieder und Gäste dieser Versammlung! 
Ich möchte mich in meinem Diskussionsbeitrag nicht 
mit den Wirtschafts- und Finanzfragen und insbeson- 
dere nicht mit der Währungsunion befassen, son- 
dern mich mehr den institutionell-politischen Fragen 
zuwenden. Ich möchte aber folgendes an den An- 
fang stellen. 

Unter der umfassenden und anspruchsvollen 
Themenstellung „Europa und seine heute aktuellen 
wirtschaftlichen und politischen Probleme" hat sich 
unser Berichterstatter, Herr Kollege Scott-Hopkins, 
redlich bemüht, die brennendsten Fragen anzu- 
sprechen und Vorschläge im Sinne realisierbarer 
Lösungen vorzulegen. Dies muß sicher voll an- 
erkannt werden. Es muß ferner hervorgehoben wer- 
den, daß die Sachlage überwiegend klar erkannt 
und zutreffend dargestellt ist und daß einige we- 
sentliche Schritte in Richtung auf eine Verbesserung 
der Situation zweifellos zu begrüßen sind. Niemand 
wird auch der im Bericht getroffenen Feststellung 
seine Zustimmung versagen können, daß ganz all- 
gemein, um es wörtlich zu zitieren, drastische und 
dramatische Schritte nach vorne sowohl auf politi- 
schem Gebiet als auch auf dem Währungssektor 
alsbald in die Wege geleitet werden müssen, wenn 
Europa bei dem bereits im wirtschaftlichen Bereich 
gemachten Fortschritt der Integration weiter Schritt 
halten will. 

Ebenso — das möchte ich hinzufügen — ist in 
erfreulicher Deutlichkeit angemerkt, daß es zu viele 
europäische Körperschaften gibt, die sich mit ge- 
meinsamer politischer Zielsetzung befassen, und daß 
das Resultat leider des öfteren unglücklich formü- 
lierte Entscheidungen in sich widersprüchlichen 
Charakters sind. Ich möchte weiter fragen: Wer kann 
widersprechen, wenn als Notwendigkeit heraus- 
gestellt wird, einen klar definierten Weg aufzuzei- 
gen, auf dem sich europäische Regierungen zum 


Zweck gemeinsamer Zielsetzung entsprechend be- 
raten und auch für ihre außenpolitischen Entschei- 
dungen aufeinander abstimmen können? Aber ge- 
nau hier beginnt der Zweifel, nämlich mit der Frage, 
wie wir weiterkommen können, und damit beginnt 
auch die Kritik an einigen wesentlichen Punkten 
des vorgelegten Berichts. 

Ich möchte aber, bevor ich zur Kritik übergehe, 
auch keinen Zweifel daran lassen, daß ich gegen- 
über den Lösungsvorschlägen im Sinne der Schaf- 
fung einiger neuer Gremien, nämlich eines General- 
sekretariats mit einem Mitarbeiterstab von bis zu 
hundert Personen unter einer durch ihre Funktion 
besonders herausragenden leitenden Persönlichkeit 
von betonter Unabhängigkeit und auch unter Assi- 
stenz einiger politischer Abteilungsdirektoren, eben- 
so der Einrichtung eines Rats aus den Leitern der 
Zentralbanken der WEU-Mitgliedstaaten, ferner der 
Installierung eines Rats der Finanzminister und da- 
mit gekoppelt eines Sekretariats für beide Körper- 
schaften, schließlich auch einer europäischen Ver- 
rechnungsstelle mit entsprechendem Personal, an 
und für sich keine grundsätzlichen Einwendungen 
erhebe. 

Aber hier stellt sich doch automatisch die Frage, 
ob über ein so erhebliches Plus an neuer Bürokratie 
insgesamt der Effekt überhaupt erreicht werden 
kann, den man mit Recht im Sinne besserer Koordi- 
nierung in Zielrichtung auf die Abgabe einer ein- 
heitlichen Stimme für Europa — allein schon auf 
dem Sektor Währung, Wirtschaft, Finanzen — er- 
wartet. 

Ich möchte schließlich noch sagen, daß ich ohne 
Einschränkung die Auffassung des Berichts positiv 
werte, daß im Rahmen eines europäischen An- 
näherungskonzepts nicht nur die traditionelle Ver- 
teidigung, sondern auch die modernen Komponenten 
der Entspannung und Abrüstung angegangen wer- 
den sollten. 

Meine Kritik, sehr verehrter Herr Kollege Scott- 
Hopkins, beginnt, wie bereits angedeutet, bei dem 
Kapitel, in dem Sie sich in das Dickicht, in das durch- 
aus richtig dargestellte Gestrüpp kaum mehr zu 
übersehender einzelner Arbeitsgruppen begeben, 
die auf dem weiten europäischen Feld überwiegend 
als Ad-hoc-Einrichtungen für ganz konkret um- 
rissene Aufgaben am Werk sind. Sie nennen als 
Beispiele: Bonn-Gruppe, NATO-Rat, Davignon- 
Komitee, New Yorker Arbeitsteam für Mittelost- 
Fragen und andere Spezialgremien: ich füge hinzu: 
gar nicht zu reden von den Sondereinrichtungen auf 
dem Sektor internationaler Entwicklungs- und 
Finanzhilfe. Hier muß beim Vergleich dieser bereits 
vorhandenen Institutionen mit den erwähnten neu 
zu etablierenden Sekretariaten der Eindruck entste- 
hen, daß vor den vielen Bäumen der Wald über- 
haupt nicht mehr gesehen wird und der Gedanke 
der Koordination in Richtung auf die politische 
Union nicht nur leidet, sondern auch — ich sage 
offen, ich habe diese Befürchtung — ■ dabei verloren- 
geht. 

Wenn z. B. im Zuge der Schilderung des neuen 
Generalsekretariats und seiner Arbeitsweise, der 
Einzelfragen, des Sitzes dieses Büros, das ja so- 
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eben in der Diskussion auch schon eine Rolle ge- 
spielt hat, der Zusammenkünfte, des ständigen 
Arbeitsstabes, der Mitgliedschaften in bezug auf 
Hinzuziehung anderer als der eigentlichen Träger 
der Einrichtung zu sehr ins Detail gegangen wird, 
zerbrechen wir uns als Parlamentarier die Köpfe 
über Einzelprobleme, die ohnehin in das Arbeits- 
gebiet der Exekutive fallen, die von den Außen- 
ministern bzw. ihren Beauftragten überlegt und ge- 
löst werden: es handelt sich also — lassen Sie es 
mich freimütig sagen — um eine Belastung mit einer 
über das Grundsätzliche hinausreichenden tech- 
nischen Apparatur, die mit dem Funktionieren ge- 
rade der Koordination und der einheitlichen poli- 
tischen Entscheidung nicht mehr unmittelbar zu tun 
hat. 

Wirklich schwerwiegende Bedenken müssen je- 
doch zu dem Abschnitt angemeldet werden, der sich 
unter dem Titel „Parlamentarische Versammlungen" 
mit der künftigen Entwicklung in Richtung einer 
Wertung der Bedeutung und der Aufgabenstellung 
der einzelnen Gremien befaßt. Objektiv wird sicher- 
lich niemand an dem Gang der Dinge in dem Sinne 
vorbeisehen können, daß das Europäische Parla- 
ment nicht allein durch seine Erweiterung auf zehn, 
sondern noch mehr durch die anstehenden und be- 
reits konkret — wenigstens nach der Zielsetzung — 
umrissenen Lösungen auf dem Agrarsektor, dem 
Sektor der wirtschaftlichen Integration und der 
Währungsunion erheblich an Bedeutung zunehmen 
wird. Das darf aber, sehr verehrter Herr Bericht- 
erstatter, nicht dazu verleiten, das Kind insofern 
mit dem Bade auszuschütten, als man mit unserem 
hier als Basis gegebenen Instrument, nämlich der 
Westeuropäischen Union, praktisch abdankt, sich 
selbst in Frage stellt und aufgibt, gleichzeitig aber 
dem Europäischen Parlament nicht nur fast aus- 
schließliche Bedeutung zuerkennt, sondern ihm dar- 
über hinaus noch freiwillig Aufgaben aus der bisher 
eigenen Zuständigkeit überträgt. Genau das steht 
unzweideutig z. B. im Überleitungssatz zum Empfeh- 
lungstext an den Rat auf Seite 2, wo es — ich wähle 
die englische Fassung — heißt: 

Believing that, in due course of time, the 

European Parliament should become the main 

parliamentary forum for debate and decision on 

economic, political and financial matters . . . 

Das Wort „should" ist eine Willenserklärung, die 
im Französischen richtig mit „devrait" übersetzt ist 
und im Deutschen mit „sollte" übersetzt werden 
muß. Ich wiederhole also: es handelt sich um eine 
Willenserklärung. Wer an dieser Willenserklärung 
noch Zweifel hat, wird auf der Seite 12 überzeugt, 
wo unser Herr Berichterstatter wiederum wörtlich 
sagt — Ziffer 71 — : 

Your Rapporteur is therefore persuaded that the 

European Parliament will be the forum for discus- 

sion on economic, political and financial matters. 

Das Wort „political" kann ich nur so auslegen, daß 
an eine umfassende Transferierung politischer Dis- 
kussionen und Entscheidungen in das Europäische 
Parlament gedacht ist. Sie haben, verehrter Herr 
Kollege Scott-Hopkins, in Ihrer Einleitung zwar ab- 
schwächend bemerkt, Sie wollten die Westeuropä- 


ische Union nicht schwächen, aber Sie haben das auf 
eine Übergangszeit beschränkt. Sie lassen also er- 
kennen: Der Lauf der Dinge ist nach Ihrer Meinung 
ein Abbau der Westeuropäischen Union und ihrer 
Vollmachten. 

Nicht nur aus den früheren Ausschußtexten, son- 
der auch aus dem endgültigen Bericht muß deshalb 
notwendigerweise geschlossen werden, daß Sie als 
Berichterstatter davon ausgehen, daß in mehr oder 
weniger entfernter Zukunft z. B. das General Affairs 
Committee entfallen wird und lediglich die tech- 
nischen Gremien „Agency for the Control of 
Armaments" sowie „Standing Armaments Com- 
mittee" übrigbleiben. Es wird also ein organischer 
Abbau der Westeuropäischen Union mit — zu- 
nächst — nur noch einmaligem Zusammentritt im 
Jahr und Übertragung aller politischen Diskussionen 
und Entscheidungen auf das Europäische Parlament 
nicht nur unterstellt, sondern, wie ich hinzufüge, 
geradezu gefördert. 

Dieses psychologische Fehlverhalten kann ich 
auch in einer Epoche des Bedeutungswandels der 
politisch-parlamentarischen Gremien nicht billigen. 
Dabei spielt es nach meiner Auffassung eine unter- 
geordnete Rolle, ob etwa die heutige britische Re- 
gierung die Zukunft in dieser Richtung so ein- 
schätzt; ich weiß es nicht. Ich fühle mich auch nicht 
daran gebunden, daß etwa einige der Parteien 
meiner eigenen politischen Auffassung in Europa 
entsprechende Beschlüsse gefaßt haben. 

Wir sollten es in dieser Situation besonders dank- 
bar begrüßen, daß unser neugewählter Präsident, 
Herr Peel, gestern in seiner Eröffnungsrede die 
Wahrung der bisherigen Bedeutung und der Rechte 
der Westeuropäischen Union besonders unter- 
strichen hat. 

Nun, im Bericht wird nicht einmal angedeutet, 
welches europäische Gremium in naher wie ferner 
Zukunft sicherheitspolitische Fragen mit den Staa- 
ten Europas diskutiert und wo der Versuch eines 
gemeinsamen Weges mit diesen Staaten gemacht 
werden sollte, die weder der NATO angehören 
noch sich dem Europäischen Parlament anschließen 
wollen. Gar nicht zu reden von den Neutralen, von 
den Staaten der Mittelmeerregion, wie der Türkei, 
Zypern, Malta. Dabei denke ich — lassen Sie mich 
das anfügen — ■ sogar auch an Staaten wie Portugal, 
Spanien oder Griechenland, in denen die heutigen 
politischen Gegebenheiten nicht für alle Zeiten auf- 
rechterhalten bleiben müssen. 

Offensichtlich wird also ein Absterben oder Aus- 
sterben der WEU unterstellt, aber auch des Europa- 
rats in Kauf genommen, obwohl verteidigungs- und 
sicherheitspolitische Probleme in einer abschätz- 
baren Zukunft im Europäischen Parlament ebenso 
nicht ausdiskutiert und gelöst werden können wie 
Fragen grundsätzlicher außenpolitischer Natur, wie 
etwa die Frage des Verhältnisses zu den Ostblock- 
staaten überhaupt oder zu China. Wirklich außen- 
politische Fragestellungen haben im Europäischen 
Parlament noch für sehr lange Zeit nur insoweit 
ihre Basis, als es sich um Fragen der Außenwirt- 
schaft handelt, z. B. bei Währungsparitäten in Rich- 
tung auf internationalen Warenaustausch. 
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Der Bericht läßt einen geschlossenen organischen 
und in sich logischen Aufbau vermissen. Ich füge 
allerdings hinzu: Daran trägt weniger der Herr 
Berichterstatter die Schuld als die Tatsache, daß 
einige Passagen geändert worden sind, daß Strei- 
chungen gegenüber der ursprünglichen Fassung er- 
folgt sind. Dadurch ist es sehr schwer, das Ganze 
wieder in eine Harmonie zu bringen. 

Der Bericht läßt gerade in Blickrichtung auf die 
Bedeutung der politischen Institutionen Europas 
mehr Fragen offen, als er Lösungen anzubieten ver- 
mag. Er berücksichtigt insbesondere nicht die doch 
unbestreitbare Tatsache, daß Koordination, gemein- 
same Zielsetzung und Entscheidung sowie die an- 
gestrebte eine Stimme im Sinne der politischen 
Union nicht überwiegend durch Einrichtung neuer 
Gremien mit neuen, erweiterten Verantwortlich- 
keiten, also vornehmlich auf organisatorischem 
Weg, erreicht werden kann, sondern daß dazu etwas 
Weiteres kommen muß: der Wille, den Herr Staats- 
sekretär de Lipkowski vorhin angesprochen hat. 
Aber von unserer parlamentarischen Seite möchte 
ich sagen: Hinzu kommen müssen der ständige 
Druck, die laufende Kontrolle, das unablässige Be- 
mühen der Mitglieder der Parlamente im nationalen 
Rahmen, ihre Tendenz, ihre Regierungen und Mini- 
ster laufend mit dem Willen zu bedrängen, daß sie 
dem übergeordneten Ziel eines vereinigten Europa 
im Sinne einer politischen Union die nationalen 
Belange möglichst unterordnen. 

Ohne dauernde massive Einwirkung aller parla- 
mentarischen Kräfte bliebe alle Mühe zur Erreichung 
dieses Ziels, dem im Bericht ein besonderer Ab- 
schnitt gewidmet ist, nämlich der politischen Union, 
umsonst. 

Ich darf mit folgender Feststellung schließen. Bei 
Abwägung der positiven Bestandteile des Berichts, 
die ich durchaus anerkenne, gegenüber dem Nach- 
teil des Ausweichens in ein Dickicht neuer büro- 
kratischer Einrichtungen und angesichts des Fehlens 
einer klaren Prognose für die europäischen Gremien 
— - vor allem im Hinblick auf eine Abgrenzung ihrer 
Zuständigkeiten — vermag ich dem Bericht als 
Ganzem in dieser Form nicht zuzustimmen. 

Sieglerschmidl (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Bei der positiven Würdigung 
des Berichts kann ich mich deswegen kurzfassen, 
weil mein geschätzter Vorredner hier schon all das 
gesagt hat, was ich gern dazu gesagt hätte. Der Be- 
richt ist eine umfassende und sehr sorgfältige Dar- 
legung dessen, was uns der Berichterstatter sagen 
wollte. 

Der Kollege Scott-Hopkins wird nicht überrascht 
sein, wenn auch ich einige kritische Anmerkungen 
zu dem Bericht mache, da ich sie schon im General 
Affairs Committee gemacht und mich in dieser 
Richtung ausgesprochen habe. Ich glaube — Herr 
Präsident, das darf ich bei dieser Gelegenheit ein- 
mal sagen — , auch dann, wenn man im Komitee 
einem Bericht zugestimmt hat, ist es durchaus rich- 
tig, die kritischen Vorbehalte, die man an der einen 
oder anderen Stelle hat, hier deutlich zum Ausdruck 
zu bringen und sich nicht etwa durch eine solche 


Zustimmung gebunden zu fühlen. Hinzu kommt noch 
— worüber nachher zu sprechen sein wird — , daß 
im Hinblick auf die Änderungen, die an der Recom- 
mandation im Ausschuß vorgenommen worden sind, 
die Änderungen, die im Expose des motifs dann er- 
folgt sind, nicht den Umfang haben, den ich erwartet 
hätte. Insofern habe ich meine Zustimmung zu die- 
sem Bericht im Ausschuß doch ein wenig unter an- 
deren Voraussetzungen abgegeben. 

Herr Präsident, als ich die erste Fassung dieses 
Berichts als Ausschußdrucksache bekam, ging es 
mir ein wenig wie dem Mann, der sich erwartungs- 
voll ein Buch auf den Tisch legt, sagen wir einmal, 
mit dem Titel „Liebe im Sommer", der dann das 
Buch aufschlägt und dort einen Inhalt etwa über 
den Schutz und die Möglichkeiten der Produktion 
neuer Bienen durch die Bienenkönigin vorfindet. 
Der Inhalt widerspricht zwar nicht dem Titel, aber 
er ist doch etwas anderes, als man sich beim ersten 
Lesen dieses Titels vorgestellt hatte. 

Das heißt hier, als ich die Überschrift des Berichts 
las — „L'Europe devant les problemes politiques 
et economiques actuels" — , erwartete ich eigentlich 
eine großangelegte Tour d'horizon, aber nicht einen 
Bericht, der sich sehr weitgehend, ich möchte fast 
sagen, im wesentlichen nur mit den Fragen der 
Zukunft der europäischen Institutionen befaßt. Ich 
erwartete letzteres eigentlich um so weniger, als 
diese Versammlung, wie der Herr Berichterstatter 
ja selbst gesagt hat, in letzter Zeit vorzügliche 
Berichte über diesen Themenkreis vorgelegt be- 
kommen hat. 

Nun haben wir uns hier mit diesem Bericht zu 
befassen. Auch mir scheint eine der Kernfragen, um 
die es hier geht, die zu sein, die schon mein Herr 
Vorredner angeschnitten hat, nämlich die Frage: 
Soll die Westeuropäische Union, soll diese Ver- 
sammlung auch in Zukunft Fragen einer gemein- 
samen Außenpolitik behandeln, und soll auf der an- 
deren Seite die Europäische Wirtschaftsgemein- 
schaft bzw. das Europäische Parlament beginnen, 
sich dieser Aufgabe überhaupt erst richtig zuzu- 
wenden? Denn bisher hat sich das Europäische Par- 
lament mit diesen Fragen ja nicht oder allenfalls am 
Rande befaßt. 

Nun ist es sicherlich richtig, daß beim Europä- 
ischen Parlament der Akzent auf der Wirtschafts-, 
Finanz- und Sozialpolitik liegt, bei uns dagegen, bei 
der Versammlung der Westeuropäischen Union, 
auf der Verteidigungspolitik. Es erscheint völlig 
unmöglich, über die Integration in diesen beiden 
Bereichen ohne den Kontext einer gemeinsamen 
Außenpolitik zu beraten. Es ist also meines Er- 
achtens sehr theoretisch, wenn man versucht, hier 
zu teilen, etwa in eine allgemeine und eine verteidi- 
gungsbezogene Außenpolitik. In der Praxis wird 
man sehr schnell merken, daß dies nicht geht. Ich 
darf hier ein Wort des Herrn Staatssekretärs de 
Lipkowski aufnehmen, der in diesem Zusammen- 
hang zu Recht davon sprach, daß man keine sterilen 
Diskussionen über institutionelle Prinzipien führen 
sollte. Ich kann dieses Wort nur unterstreichen. 

Nun ist im letzten Considerant die Behandlung 
außenpolitischer Fragen in ein gewisses Gleich- 
gewicht gestellt worden hinsichtlich des Europä- 
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ischen Parlaments auf der einen Seite und der WEU- 
Versammlung auf der anderen Seite. Es trifft zu — 
was Herr Kollege Bauer bemerkt hat — , daß hier 
eine gewisse Präponderanz für das Europäische 
Parlament verlangt wird. Aber ich würde mit mei- 
ner Kritik nicht ganz so weit gehen wie er; ich 
würde es als Zielvorstellung durchaus für richtig 
halten, daß wir letztlich zu einer Entwicklung kom- 
men müssen, bei der das politische Schwergewicht 
in erster Linie beim Europäischen Parlament liegt. 

Aber selbst diese Aussage in der Recommenda- 
tion wird — darauf ist hier auch schon hingewiesen 
worden — durch das Expose des motifs nicht ge- 
deckt. Es ist soeben schon gesagt worden, wie das 
zustande gekommen ist. Ich selbst habe hinzuge- 
fügt, daß das Expose des motifs nach meiner Mei- 
nung im Blick auf die Recommandation doch noch 
weitergehend hätte verändert werden müssen. Ich 
darf hier insbesondere auf die Ausführungen auf 
Seite 18 hinweisen, die mir nicht durch die Recom- 
mandation gedeckt zu sein scheinen. Ich möchte sie 
im französischen Text zitieren; sie stehen im ersten 
und dritten Absatz. Im ersten Absatz heißt der Satz, 
um den es mir geht: 

Son originalite provient de ce que toutes les 
questions quelle aborde sont envisagees du point 
de vue dune politique de defense de l'Europe. 

Und der Satz, den ich aus dem dritten Absatz zitie- 
ren will — es ist der erste — , lautet: 

II se pourrait fort bien qu'un jour ses activites 
dans le domaine politique et technologique 
soient reprises par le Parlament europeen, mais 
votre rapporteur pense qu'il s'ecoulera encore 
bien des annees avant que la defense de l'Europe 
soit confiee au Parlament europeen. Par conse- 
quent, c'est dans ce domaine particulier qu'il est 
urgent d'utiliser l'U.E.O. . . . 

Ich meine, hier wird ganz deutlich, daß eben für 
diese Versammlung diese Einschränkung in bezug 
auf eine Politik gemacht werden soll, die sich allein 
auf den sogenannten reinen verteidigungspoliti- 
schen Aspekt beschränkt. Ich halte diese Beschrän- 
kung erstens in der Sache für nicht möglich, und 
zweitens entspricht sie auch nicht dem, was diese 
Versammlung in der Vergangenheit in einer Dar- 
stellung der Möglichkeiten gemeinsamer westeuro- 
päischer Politik geleistet hat. Ich glaube, daß wir 
darauf durchaus stolz sein können, daß sich das 
sehenlassen kann. Ich denke an verschiedene große 
Debatten in den letzten Jahren etwa über Ost-West- 
Politik oder anderes. Das ist hier schon im Zu- 
sammenhang mit dem Besuch des Herrn Staatssekre- 
tärs de Lipkowski vom Herrn Präsidenten erwähnt 
worden. Wir sollten hier nicht zu kleinmütig sein. 

Ich muß auch sagen, daß es mir schwerfallen 
würde, diesem Bericht zuzustimmen, wenn nicht — 
das wäre ein Weg, den ich mir vorstellen könnte — 
in einer Resolution klargestellt würde, daß diejeni- 
gen, die diesem Bericht zustimmen, damit nicht den 
Teilen des Expose des motifs zustimmen, die nicht 
im Einklang mit der Recommandation stehen. 

Eine letzte Bemerkung noch zu den Äußerungen 
über die Beratende Versammlung des Europarats. 
Herr Kollege Scott-Hopkins, Sie werden es mir 


nicht übelnehmen, wenn ich sage: Was Sie da ge- 
sagt haben, ist doch ein bißchen wenig — , wenn 
Sie den Europarat überhaupt erwähnt haben. Dies 
ist doch eine Bagatellisierung der Tätigkeit des 
Europarats und seiner Beratenden Versammlung, 
die wir, glaube ich, nicht nötig haben. Wir alle wis- 
sen doch, welch wichtige Arbeit dort — sicherlich 
manchmal nicht im Lichte der Öffentlichkeit — ge- 
leistet wird. Ich erinnere nur an die vielen und 
nicht unbedeutenden europäischen Konventionen. 
Wir wissen doch, daß wir hier unser Licht nicht 
unter den Scheffel zu stellen brauchen. 

Damit, Herr Präsident, möchte ich zum Schluß 
meiner Ausführungen kommen und als abschlie- 
ßende Überlegung dem Herrn Berichterstatter noch 
einmal sagen: Ich meine, die europäischen Institu- 
tionen, wie sie sind, mögen unvollkommen sein. 
Wir wissen alle, daß das auch auf die Westeuro- 
päische Union und auf die Tätigkeit dieser Ver- 
sammlung zutrifft. Aber selbst wenn man ihre Un- 
vollkommenheit im Auge hat, muß man wissen, daß 
es besser ist, in einer pragmatischen Weise das aus 
ihnen zu entwickeln, was möglich ist, als eine Kon- 
struktion zu suchen, von der man noch nicht weiß, 
ob sie sich mit Leben erfüllen lassen wird. 


Tagesordnungspunkt: 

17. Jahresbericht des Ministerrates 

Draeger (CDU/CSU): Herr Minister, ich greife 
zum Teil das Problem auf, das von Herrn Duncan 
Sandys angeschnitten worden ist. Seien Sie über- 
zeugt, Herr Minister, daß es in der Beratenden 
Versammlung nicht nur ein Lieblingsthema der Mit- 
glieder des Verteidigungsausschusses ist, sondern 
daß sich fast alle Mitglieder der Versammlung 
fragen, ob es nicht an der Zeit ist, uns unter dem 
Druck der Verteidigungslasten gemeinsam zu be- 
mühen, mit derselben Menge Geld mehr Sicherheit 
zu produzieren. In meinem eigenen Land, in der 
Bundesrepublik Deutschland, haben wir uns auch 
sehr schwer getan mit der Rationalisierung auf dem 
Gebiete der kleinen selbständigen deutschen 
Rüstungsindustrie. 

Lassen Sie mich ein Beispiel dafür nennen, welch 
eklatante finanzielle Einsparungen möglich sind. 
Sie kennen sicher den Kampfpanzer „Leopard". 
Dieser wird heute noch zu denselben Limitpreisen — 
trotz gestiegener Materialkosten und trotz der 
Kostenexplosion im personellen, im Lohnbereich — 
in der Größenordnung von knapp 1 Million DM ge- 
liefert. 

Nun, Sie haben sich sicherlich etwas überlegt, als 
Sie uns die kalte Schulter gezeigt haben. Ich kann 
es nicht anders bezeichnen, wenn der Ministerrat 
glaubt, uns eine Summe von etwa einer halben 
Million Neue Französische Francs vorenthalten zu 
sollen. Das ist soeben schon von Herrn Duncan 
Sandys kommentiert worden. Nun, es kann sein, daß 
der Ministerrat klüger ist als die Politiker der Be- 
ratenden Versammlung und der WEU. Jetzt kommt 
meine Frage, Herr Aldo Moro: Hat sich denn der 
Ministerrat wenigstens gesagt: wir werden es bes- 
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ser, wir werden es schneller machen können, wir 
werden es erfolgeicher gestalten? Muß ich das also 
so verstehen, daß Sie unsere Bemühungen wenn 
nicht vollkommen lahmgelegt, so mindestens durch- 
kreuzt haben, weil Sie sagen: wir können es bes- 
ser? Ich gebe zu, daß wir Parlamentarier sicherlich 
nicht jenes dezidierte Maß von Erfahrungen auf 
diesem Sektor haben können wie die Exekutive, wie 
die nationalen Regierungen. 

Eine zweite Frage im Zusammenhang mit Ihrem 
Jahresbericht: Es gibt dieses Rüstungskontrollamt. 
Ich bin froh und glücklich darüber, daß es diese 
Einrichtung gibt. Nun wissen wir, daß es ein Mit- 
gliedsland gibt, das diese Abmachung aus dem 
Jahre 1957 bisher nicht ratifiziert hat. 

Meine erste Frage: Welche Schwierigkeiten er- 
geben sich für das Rüstungskontrollamt dadurch, 
daß sich eben ein Land bisher noch nicht zur Rati- 
fizierung hat durchringen können? In welchem 
Umfang werden die Arbeiten dort behindert? 

Meine zweite Frage * — Sie wissen, wir haben in 
dieser Versammlung mehrfach den Wunsch aus- 
gesprochen, daß sich dieses Land doch anschließen 
möge — : Welche Bemühungen, Herr Minister, gibt 
es denn im Ministerrat, in dieser Geschichte nun zu 
einem gewissen Abschluß zu kommen? 

Ich hätte gern noch kurz eine dritte Frage 
angeschnitten: Gibt es Ansätze im Ministerrat, 
dieses Rüstungskontrollamt auch von der perso- 
nellen Seite so zu verstärken, daß die ihm zu- 
gewiesene Aufgabe echt wahrgenommen werden 
kann? Ist der Ministerrat bereit, mit uns gemeinsam 
— zumindest mit den Mitgliedern des Verteidi- 
gungsausschusses der Beratenden Versammlung — 
alle Probleme, vielleicht auch nur Mißverständnisse, 
möglicherweise aber auch ernste Schwierigkeiten 
zu beraten, damit wir dort effektiver werden 
können? 

Außenminister Moro antwortet, daß er der Frage 
der Standardisierung der Rüstung große Bedeutung 
zumesse, ganz gleich auf welcher Ebene sie behan- 
delt werde; er versichert Abg. Draeger nochmals, 
daß das Kontrollamt in zufriedenstellender Weise 
arbeite und daß in der speziell gestellten Frage das 
Fehlen der Ratifikation wegen der freiwilligen An- 
nahme der Kontrolle nicht ins Gewicht falle. 


Mittwoch, 7. Juni 1972 

noch Tagesordnungspunkt: 

Europa und die derzeitigen wirtschaftlichen 
und politischen Probleme 

(Drucksache 577) 

Berichterstatter: Abgeordneter Scott-Hopkins 
(Fortsetzung der Debatte vom Dienstag, 6. Juni 1972) 


Tagesordnungspunkt: 

Europa und der Mittelmeerraum 

(Drucksache 576) 

Berichterstatter: Abgeordneter Krieg 

Tagesordnungspunkt: 

Die Verteidigung der Nord- und Südflanke — 
Die Sicherheitslage in Europa 

(Drucksachen 568 und 574) 

Berichterstatter: Abgeordneter Vedovato 
und Abgeordneter Lemmrich 

Ansprache des Parlamentarischen Staats- 
sekretärs im englischen Verteidigungs- 
ministerium (Marine), Kirk 

Tagesordnungspunkt : 

Beziehungen zu den Parlamenten 

(Drucksache 570) 

Berichterstatter: Abgeordneter Peronnet 


Donnerstag, 8. Juni 1972 

noch Tagesordnungspunkt: 

Die Verteidigung der Nord- und Südflanke — 
Die Sicherheitslage in Europa 

(Drucksachen 568 und 574) 

Berichterstatter: Abgeordneter Vedovato 
und Abgeordneter Lemmrich 

(Fortsetzung der Debatte vom Mittwoch, 7. Juni 1972) 

Pöhler (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte einige Bemerkungen zu dem 
Bericht des Herrn Kollegen Lemmrich über den 
Status der europäischen Sicherheit machen. Dabei 
muß man — wie es sich gehört — zu Beginn dem 
Herrn Berichterstatter Dank aussprechen für die 
Arbeit, die er in diesen umfangreichen Bericht 
investiert hat, und ihm vor allem auch danken für 
den Annex mit den Datentabellen und Zahlen, — 
ein bedeutsames und wertvolles Tatsachenmaterial. 

Ich hätte mir freilich diesen Bericht über europä- 
ische Sicherheit in Struktur und Proportionen auch 
ein wenig anders vorstellen können. Ich finde, der 
Herr Berichterstatter hat eine ganze Masse Ideolo- 
gie aus den fünfziger Jahren hineingepackt, wie es 
halt seine Art ist. Ich finde, das schadet nicht allzu- 
viel, aber es hilft leider auch nicht viel bei der 
Untersuchung und Beurteilung der Voraussetzungen 
europäischen Sicherheit in den siebziger Jahren. 
Die Maximen und Konzepte der Periode vor dem 
atomaren Patt sind nun einmal unbrauchbar für die 
Erhaltung europäischer Sicherheit in Gegenwart und 
Zukunft, — was zu beweisen wäre. 
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Ich hätte mir auch gewünscht, der Bericht würde 
deutlicher und klarer herausgestellt haben, daß die 
unverzichtbare Grundlage der Sicherheit in Europa 
die atlantische Allianz und sonst gar nichts war, ist 
und auch bleiben muß. Und dazu gehörte, wie mir 
scheinen will, eine Darstellung der Entwicklung der 
strategischen Grundkonzeption der NATO in den 
Zusammenhängen der politischen und militärischen 
Tatbestände. Auf diesem Gebiet hat der Bericht 
einige Mängel. Ich darf mir deshalb gestatten, in 
meinen folgenden Bemerkungen einige, wie mir 
scheint, dringend notwendige Ergänzungen zu 
machen. 

Dazu ein paar Grundfeststellungen, Herr Präsi- 
dent. 

Erstens. Verteidigungspolitik und Verteidigungs- 
konzepte, also das, was Sicherheit in Europa be- 
wirken soll, sind nicht konstant, sie sind abhängig 
von der Entwicklung der militärischen und politi- 
schen Großlage in der Welt und müssen deshalb : 
variabel sein. 

Zweitens. Verteidigungspolitik kann immer nur j 
eine Seite einer Gesamtaußen- und -sicherheits- | 
Politik eines Staates oder eines Bündnisses sein. 

Drittens. Es gibt im Zeitalter der thermonuklearen 
Massenvernichtungsmittel keine isolierte nationale 
militärische Sicherheit. Denn atomare Bedrohung ist | 
eine globale Herausforderung; ihr kann man nicht 
mehr mit nationaler Verteidigung begegnen. Es gibt 
nur noch kollektive militärische Sicherheit oder gar 
keine. Selbst die kollektive militärische Sicherheit 
ist inzwischen relativ geworden. 

Die europäische Sicherheit, um die es in diesem 
Bericht geht, beruht, wie gesagt, auf einer funktio- 
nierenden atlantischen Verteidigungsgemeinschaft. 
Diese atlantische Verteidigungsgemeinschaft ist 
immer nach dem defensiven Prinzip konstruiert 
gewesen, d. h. f sie funktionierte durch die Ab- 
schreckung eines potentiellen Angreifers, d. h., ihr 
Ziel war die Verhinderung eines Krieges in Europa. 
In Klammern möchte ich hinzufügen: Niemals ist 
die NATO etwa konzipiert worden zur Abschaffung 
des Kommunismus in der Welt. Das steht nirgend- 
wo. 

Dieses Bündnis hat am Beginn und lange Jahre 
hindurch funktioniert mit der Schild-Schwert-Theorie 
und hat funktioniert durch die Androhung eines 
atomaren Vergeltungsschlages im Falle eines An- 
griffes durch einen potentiellen Gegner, durch das 
atomare Potential der Vereinigten Staaten. Das hat 
einige Jahre funktioniert und hat europäische 
Sicherheit garantiert. 

Ich verzichte darauf, Herr Präsident, in diesem 
Zusammenhang Bemerkungen dazu zu machen, daß 
sich manche Hoffnungen und Wunschträume der 
ersten Jahre nicht erfüllt haben. Ich darf nur darauf 
verweisen, daß die Illusionen vom Roll back bis 
zum Ural geplatzt sind wie Seifenblasen. 

Dieses ursprüngliche Konzept, die Grundlage 
europäischer Sicherheit, mußte korrgiert und refor- 
miert werden, nachdem seit Beginn der frühen 
sechziger Jahre die östliche Seite, die Sowjetunion, 


über Interkontinentalraketen verfügte und de facto 
das atomare Patt erreicht hatte. 

Ich darf hier einfügen, daß sich glaubhafte Ab- 
schreckung, wenn sie funktionieren soll, natürlich im 
Kopf eines potentiellen Gegners abspielen muß. 
Nach dieser Veränderung der militärischen Groß- 
lage durch das atomare Patt aber war die Strategie 
der atomaren Vergeltung zur Drohung mit dem 
eigenen Selbstmord geworden und deshalb nicht 
mehr glaubwürdig. Ich erinnere hier nur an die 
Konsequenzen der „second strike capabiüty", der 
Strategie des zweiten Schlages; der Fachmann weiß, 
was damit gemeint ist. Seither beruht das militä- 
rische Potential der NATO in Europa auf dem Prin- 
zip der „flexible response", wobei der konven- 
tionelle Sektor ohne Zweifel der schwache Punkt 
dieser Strategie ist. Das hat der Herr Berichterstat- 
ter in seinem Bericht ausreichend dargestellt. 

1968 wurde diese militärische Strategie ergänzt 
durch die politische Strategie der Entspannung in 
Europa. Das heißt: Seither beruht die Gesamt- 
strategie der NATO auf einem Zwei-Säulen-Prinzip: 
der militärischen Sicherheit durch Erhaltung des 
militärischen Gleichgewichts und auf den Bemühun- 
gen um politische Entspannung in Europa. Diese 
Grundkonzeption der NATO als Grundlage der 
Sicherheit in Europa — die man eben nicht mehr 
nur allein mit der Konfrontation auf dem militä- 
rischen Sektor erreichen kann — wurde erstmalig 
konzipiert im Jahre 1968 auf der Ministerrats- 
tagung der NATO in Reykjavik. Sie wurde aus- 
formuliert im Jahre 1970 auf der Frühjahrstagung 
der NATO in Rom und schließlich konkretisiert auf 
der Ministerratstagung der NATO in Brüssel am 
3. und 4. Dezember 1970. Ich darf darauf verweisen, 
daß die jüngste Ministerratstagung der NATO in 
Bonn dieses verbundene Konzept der Verteidigung 
und der politischen Entspannung sehr eindrucksvoll 
unterstrichen und bestätigt hat. 

Herr Präsident, ich kann es mir nun nicht ganz 
verkneifen, auf einen anderen Mangel des Berichtes 
hinzuweisen. Der Beitrag meiner eigenen Regie- 
rung — das ist sicherlich eine persönliche Auffas- 
sung — zur Politik der Verteidigung und Entspan- 
nung in Europa ist im Bericht unter Punkt 55 auf 
der Seite 30 mit einem einzigen mageren Satz er- 
wähnt, der dazu noch erst auf Grund eines Antrags 
im Ausschuß in den Bericht hineingeschrieben 
wurde. Das scheint mir eine etwas stiefmütterliche 
Behandlung der deutschen Ostpolitik zu sein. Ich 
bin trotzdem geneigt, dem Herrn Berichterstatter 
dafür Absolution zu erteilen. Denn die Bedeutung 
der Ostpolitik in ihrer Konsequenz innerhalb des 
atlantischen Bündnisses ist in Europa und darüber 
hinaus in ausreichendem Maße bekannt und an- 
erkannt. 

Schließlich muß man darauf verweisen, daß, seit- 
dem mit der Arbeit an diesem Bericht begonnen 
wurde, auf der weltpolitischen Bühne ja wieder 
einiges geschehen ist. In Stichworten: Die deutschen 
Ostverträge mit Moskau und Warschau wurden 
ratifiziert, das Berlin-Abkommen der Vier Mächte 
ist inzwischen in Kraft getreten, wir haben die Er- 
gebnisse des Besuchs des amerikanischen Präsiden- 
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ten Nixon in der UdSSR zur Kenntnis genommen — 
ein Besuch mit Beschlüssen von ganz wesentlicher 
Bedeutung für die europäische Sicherheit. Es wird 
Wirkungen und Folgen haben für die nächste Zeit. 

Abschließend darf ich sagen, Herr Präsident: Die 
Ereignisse, die vor dem Bündnis stehen — die 
Europäische Sicherheitskonferenz, die Verhand- 
lungen über MBFR — werden dieses atlantische 
Bündnis vor neue Forderungen und neue Bewäh- 
rungsproben stellen. Ich möchte zum Ausdruck brin- 
gen, daß die Vorbereitung der nächsten Schritte auf 
dem Wege zur Entspannung in dieser atlantischen ■ 
Verteidigungsgemeinschaft von allen Mitglied- | 
Staaten ein Höchstmaß an Solidarität und gemein- j 
samer Konzeption verlangt, wenn das, was kommt, j 
Nutzen haben soll für die europäische Sicherheit. | 

Herr Präsident, nachdem ich diese Bemerkungen j 
habe machen dürfen, darf ich erklären, daß ich dem 1 
Bericht des Herrn Kollegen Lemmrich meine Zu- | 
Stimmung geben werde. I 

Lenze (Attendorn) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Kollegen! Ich beglückwünsche Herrn Lemm- 
rich zu seinem Bericht und spreche den Wunsch 
aus, daß es nicht der letzte Bericht ist, den er dem 
Plenum der Westeuropäischen Union vorlegt. Der 
Bericht zeichnet sich durch eine nüchterne, reali- 
stische und objektive Betrachtung der politisch- 
militärischen Lage aus. 

Sie werden Verständnis dafür haben, daß ich die 
kritischen Anmerkungen meines Kollegen Pöhler 
meinerseits nicht unterstützen kann. Das ist sicher- 
lich nicht außergewöhnlich. 

Zunächst mochte ich aber feststellen, daß die 
ganze Entwicklung der Nachkriegszeit dadurch ge- 
kennzeichnet ist, daß die Sowjetunion auf militä- 
rischem Gebiet ständig stärker geworden ist und 
zuletzt auf nuklearem Gebiet den Gleichstand mit 
den Vereinigten Staaten von Amerika erreicht hat. 
Die Sowjetunion hat eine moderne Marine auf- 
gebaut, und die Schiffseinheiten sind zahlenmäßig 
auf allen Gebieten so verstärkt, daß sie heute auf 
allen Weltmeeren ein fast ebenbürtiger Gegner der 
USA geworden ist. 

Man wird davon ausgehen müssen, daß die 
Sowjetunion trotz aller Bekenntnisse zu Abrüstung 
und Entspannung ihr militärisches Gewicht auch in 
Zukunft vergrößern, vielleicht sogar nach Über- 
legenheit streben und von ihrer Macht sicherlich 
politisch konsequent Gebrauch machen wird. 

Die letzten bedeutenden Verhandlungen der 
Sowjetunion und der Vereinigten Staaten — SALT 
genannt — beurteilt die „Neue Zürcher Zeitung" 
folgendermaßen: 

Das Gleichgewicht hat sich im Laufe der Zeit ver- 
schoben. Noch vor 10 Jahren waren die Amerika- 
ner in der Luft und auf den Meeren den Sowjets 
eindeutig überlegen. Heute billigt die Moskauer 
Interimsvereinbarung des SALT-Abkommens der 
Sowjetunion — im Sinne der Sanktionierung mitt- 
lerweile geschaffener Tatsachen — mehr Intercon- 
tinental Missiles und mehr missile-bestückte Un- 


terseeboote zu als Amerika. Ob andere Faktoren 
— * Zahl und technische Überlegenheit der ameri- 
kanischen Einzelsprengköpfe, Plazierung der ame- 
rikanischen Stützpunkte, Übergewicht der ameri- 
kanischen Fernbomber usw. — - genügend Aus- 
gleich verbürgen, vermögen nur Spezialisten ab- 
zuwägen. 

Wir sind also so weit gekommen, daß ernst zu neh- 
mende Militärschriftsteller die Lage in bezug auf 
das entscheidende militärische Gleichgewicht mit 
einem großen Fragezeichen versehen. 

Sicherlich darf man auch hinzufügen, daß die 
ganze Aufrüstung der Sowjetunion mehr offensi- 
ver als defensiver Natur ist. 

Der Bericht unseres Kollegen Lemmrich verdient 
in diesem Zusammenhang eine besondere Anerken- 
nung dafür, daß er das militärische Potential der 
Sowjetunion als die objektive Grundlage der mili- 
tärischen Beurteilung nimmt. Im Zeitalter der Ent- 
spannungspolitik und manchmal sogar der Entspan- 
nungseuphorie kann nur das Militärpotential Aus- 
gangspunkt sicherheitspolitischer Überlegungen 
sein. Ohne Zweifel spielt die Frage der Intentionen 
des Gegners eine bedeutsame Rolle. Aber keiner 
hier im Saale wird mit einiger Sicherheit wagen 
können, daß sich der weltrevolutionäre Drang des 
sowjetischen Kommunismus grundlegend gewandelt 
hat, und keiner wird behaupten können, daß die 
Ergebnisse der ostpolitischen Verhandlungen der 
deutschen Bundesregierung, die bis zu einem end- 
gültigen Friedensvertrag den Besitzstand der So- 
wjetunion in Mitteleuropa stabilisiert haben, nicht 
Ausgangspunkt neuer expansiver Bestrebungen 
sein werden. Ich will die Dinge nicht dramatisieren. 

Eine militärische Intervention, auch eine lokale 
Aggression sind sicherlich im Augenblick nicht zu 
befürchten. Was aber zu befürchten ist, ist, daß die 
Sowjetunion auf Grund ihres ungeheuren militäri- 
schen Potentials die Politik des Drucks, der Erpres- 
sung und der Einmischung in die Politik anderer 
selbständiger Staaten mit dem Mittel der Infiltration 
und der Subversion sowie mit dem Instrument ihrer 
Hilfstruppen, die überall sehr zahlreich in den Orga- 
nisationen, Verbänden, den Parteien und in der gan- 
zen Gesellschaft vorhanden sind, fortsetzen und ver- 
stärken wird. Wachsamkeit wird also auch in Zu- 
kunft notwendig sein. 

Unsere Sicherheitspolitik muß sicherlich heute 
sehr umfassend sein und sich auf alle Gebiete er- 
strecken. Sie verlangt, daß die NATO verstärkt wird 
und daß sie sich bestimmten politischen und psycho- 
logischen Fragen noch mehr als bisher widmet. Die 
heutige Situation verlangt gebieterisch, daß sich 
unsere freie Welt in den einzelnen Staaten finan- 
ziell, wirtschaftlich, geistig, moralisch und politisch 
stabilisiert, daß der Kampf utopischer Ideologen, 
die vor der Gewalt nicht zurückschrecken, gezügelt 
wird und daß ein neues Gefühl der Verpflichtung 
gegenüber den geistigen Werten der freien Welt 
und der Freiheit selbst erwacht und insbesondere 
in unserer sehr kritischen Jugend aufgebaut wird. 
Die Freiheit, die von vielen wegen der Opfer, die 
sie fordert, als Last empfunden wird, muß bewe- 
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gender Mittelpunkt allen Denkens sein und bleiben. 
Dem Mißbrauch muß mit allen Mitteln begegnet 
werden. 

Gestatten Sie, daß ich Ihre Aufmerksamkeit jetzt 
auf einen bestimmten Aspekt lenke. 

Die Demokratie steht alle vier Jahre vor Wahlen. 
Das ist eine Gefahr für langfristige und geduldige 
Politik. Zeitdruck und Erfolgszwang können falsche 
außenpolitische Entwicklungen einleiten, die dann 
in ihren Folgen unübersehbar und irreparabel sind. 
Das sollte uns veranlassen, gerade in den Ost-West- 
Beziehungen auf eine Gemeinsamkeit der Parteien 
und Fraktionen in den einzelnen Ländern hinzu- 
arbeiten und im Bündnis die Koordinierung der 
Außenpolitik gerade gegenüber der Sowjetunion als 
einen der zentralsten Punkte anzusehen. 

Die Gefahren aus der Bipolarität der Vereinigten 
Staaten und der Sowjetunion sind nicht gebannt. 
Trotz aller Beteuerungen und auch Bemühungen 
sind die Information und die Konsultation unter den 
Verbündeten noch nicht völlig zufriedenstellend. 
Wir können den kommenden Stürmen aber nur 
Widerstand leisten, wenn eine einheitliche Willens- 
bildung der NATO auf dem Gebiet der Ost-West- 
Beziehungen tatsächlich Wirklichkeit wird. Das liegt 
sehr oft im Widerstreit zur Führungsaufgabe, die 
der stärksten Macht der westlichen Welt einfach zu- 
fällt. Um so mehr ist das Gebot der Stunde, diese 
Bemühungen um Einheit zu verstärken. 

Die westlichen Staaten werden ihre Völker mehr 
als bisher über die Notwendigkeit der militärischen 
Rüstung und der Verstärkung des Verteidigungs- 
potentials informieren müssen. Denn die Politik, die 
im Zeichen der Entspannung von der westlichen 
Welt und besonders von der Bundesrepublik ge- 
macht worden ist, ist nur zu verantworten, wenn 
drei Voraussetzungen erfüllt sind: 1. wenn die in- 
nenpolitische Konsolidierung gelingt, 2. wenn die 
politische Union Westeuropas möglichst bald ver- 
wirklicht wird und 3. wenn eine Reformation der 
NATO im Sinne einer Verstärkung ihrer Geschlos- 
senheit und einer Erhöhung des Verteidigungs- 
potentials realisiert wird, damit wir dem Druck, dem 
die freie Welt gerade auf einer kommenden euro- 
päischen Sicherheitskonferenz und bei den Verhand- 
lungen über MBFR ausgesetzt sein wird, wider- 
stehen können. 

Die wirtschaftliche und finanzielle Lage verlan- 
gen unbedingt eine Stabilisierung. Die Kostenexplo- 
sionen in der Wirtschaft und der inflationäre Trend 
stellen die Staaten der freien Welt vor unüberwind- 
liche Schwierigkeiten, Es besteht die Gefahr, daß 
die Sicherheitspolitik immer mehr in ihrer ganzen 
Planung und Durchführung von dieser wirtschaft- 
lichen und finanziellen Entwicklung bestimmt wird. 
Letzten Endes tut man nur noch das, was die Finanz- 
lage diktiert, und nicht mehr das, was der militä- 
rischen Notwendigkeit entspricht. Die freie Welt 
hat es mit den Konsumbedürfnissen, den sozialen 
und gesellschaftspolitischen Forderungen, den bil- 
dungspolitischen Notwendigkeiten einer sehr an- 
spruchsvollen Gesellschaft zu tun, die zu einem 
großen Teil nicht bereit ist, Opfer für eine Freiheit, 


deren Wert man nicht mehr richtig einschätzt, zu 
bringen. 

Napoleon hat einmal gesagt, daß die Moral den 
Ausgang eines Krieges allein bestimme. Das gilt 
auch für die heutige Zeit. Deshalb ist eine Verstär- 
kung der geistigen und moralischen Grundlagen 
unserer Gesellschaft in bezug auf die entscheiden- 
den Werte einer demokratischen Welt eine Frage 
von letzthin entscheidender Bedeutung auch für die 
Verteidigungspolitiker. 

Wir stehen in den kommenden Monaten vor der 
Frage der Vorbereitung der Europäischen Sicher- 
heitskonferenz und der Verhandlungen über gegen- 
seitige ausgewogene Truppenreduzierungen. Eine ge- 
radezu generalstabsmäßige Planung sollte durchge- 
führt werden. Auf dieser Konferenz wird es die 
Sowjetunion sehr viel leichter haben, da sie im öst- 
lichen Lager die Politik bestimmt, während die freie 
Welt sehr schwer um ihre außen- und sicherheits- 
politische Einheit ringen muß. Ohne die Einheit 
eines klaren politischen Willens muß eine solche 
Konferenz voll unüberschaubarer Risiken sein. Wir 
haben keine Zeit mehr zu verlieren. Auch die WEU 
sollte einen Beitrag bei der Vorbereitung dieser 
Konferenz durch ihre Ausschüsse und ihr Parlament 
leisten. 

Die Vereinigten Staaten, deren Anwesenheit auf 
der Konferenz man heute selbstverständlich konze- 
diert, könnten sich am Ende der Europäischen Sicher- 
heitskonferenz in irgendeiner Form aus Europa ent- 
fernt haben. Das muß mit allen Mitteln verhindert 
werden. Die Folge einer solchen Konferenz könnte 
aber auch sein, daß in Mitteleuropa ein politisch- 
militärisches Vakuum entsteht. Ich will das jetzt 
hier nicht im einzelnen ausführen. Aber wir sollten 
diese Möglichkeit nicht aus dem Auge verlieren. 
Ich bin der festen Überzeugung, daß die Bemühun- 
gen der Sowjetunion auf einen grundlegenden Wan- 
del in Mitteleuropa gerichtet sein werden und daß 
man dort ein militärisch-politisches Vakuum anstre- 
ben wird. 

Die Aufgabe der Politiker der freien Welt, die sich 
mit den Problemen der Verteidigung befassen, wird 
nicht mehr allein darin bestehen können, über Waf- 
fensysteme und Militärpotential im materiellen 
Sinne nachzudenken, sie wird in einem Zeitalter, in 
dem nicht so sehr ein heißer Krieg bevorsteht, auf 
die moralisch-psychologischen Probleme gerichtet 
sein müssen, und das wird in mancher Weise sehr 
viel schwieriger sein, als wir heute ahnen. 

Für den Frieden arbeiten und die Entspannung 
betreiben, das ist die eine Seite. Den Ernstfall für 
möglich halten und alles für ihn vorzubereiten, das 
ist die andere Seite. Probleme zu meistern, die durch 
diesen scheinbaren Widerspruch entstehen, wird uns 
allen nur dann gelingen, wenn wir diese Probleme 
gemeinsam angehen und gemeinsam zu lösen ver- 
suchen. Ich bin aber der Überzeugung, daß es, wenn 
etwas guter Wille vorhanden ist, möglich sein 
müßte, die Sehnsucht aller Völker zu erfüllen, die 
ohne Zweifel in Ost und West auf den Frieden 
gerichtet ist. 
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Draeger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Der Verteidigungsausschuß hat 
diese drei Berichte vorgelegt, von denen ein Spre- 
cher heute morgen meinte, sie gäben die Auffassung 
von drei ehrenwerten Kollegen wieder, die alle der 
gleichen konservativen Richtung angehörten. Lassen 
Sie mich dazu zunächst einmal sagen, daß wir im 
Verteidigungsausschuß natürlich so etwas wie einen 
repräsentativen Querschnitt durch diese Vollver- 
sammlung vor uns haben und sehr wohl darauf 
achten, Ihnen immer ausgewogene, auch für die 
Mehrheit der Vollversammlung annehmbare Vor- 
schläge zu unterbreiten. 

Herr Kollege Boyden meinte im Zusammenhang 
mit dem Bericht des Kollegen Vedovato feststellen 
zu sollen, daß man, wenn wir von der Bedrohung 
der Nord- und Südflanke im maritimen Bereich 
reden, leicht zu schwarzmalen könnte. Diese Be- 
merkung stimmt, Herr Kollege Boyden. Nur be- 
mühen wir uns doch immer, solche Einzelaspekte 
aus gegebenen aktuellen Anlässen zu unserer eige- 
nen Aufgabe zu machen und nicht nur der Informa- 
tion zu dienen. Wir müssen unseren Mitglieds- 
regierungen sagen, was der Verteidigungsausschuß 
und die Versammlung zu diesen aktuellen Anlässen 
zu sagen haben. Ich würde meinen, insofern paßt 
daß, was in den Berichten von Herrn Lemmrich und 
Herrn Vedovato gesagt ist, sehr wohl in einen 
größeren Zusammenhang. 

Nun, warum haben wir uns denn überhaupt dieser 
Aufgabe der maritimen Bedrohung von Nord und 
Süd zu diesem Zeitpunkt gestellt? Wir glaubten bis- 
her, nur das Mittelmeer sehen zu müssen. Auf ein- 
mal waren wir erschrocken, als wir feststellen muß- 
ten, daß es ein großes sowjetisches Flottenmanöver 
Ocean gegeben hat. Hier tun sich plötzlich neue Ge- 
fahren auf. Das war der Anlaß, auch die Situation 
in der nördlichen und der mittleren Nordsee zu 
untersuchen; ich finde, das ist unsere Pflicht als 
Parlamentarier hier. 

Ich freue mich, wenn ich jetzt weiß, daß beabsich- 
tigt ist, daß die freie westliche Welt ihrerseits inner- 
halb der NATO in einem großangelegten Herbst- 
manöver, in dem Manöver „strong express", nicht 
als Reaktion, sondern als Versuch der Überprüfung 
der eigenen Möglichkeiten, eine schlüssige, bündige 
und glaubwürdige Antwort auf diese Frage gibt. 

Zu dem Bericht des Kollegen Lemmrich ist sicher- 
lich einiges Kritische gesagt worden, aber einiges 
kritisch Positive. Wer weiß, wie schwer wir uns im 
Verteidigungsausschuß tun, um zu einem allseits 
akzeptablen Ergebnis zu kommen, der wird von sei- 
nem politischen Standort aus immer das eine oder an- 
dere verstärkt oder abgemildert, das eine oder andere 
neu hinzugefügt oder gestrichen haben wollen. Hier 
zu einer gemeinsamen Basis zu kommen, das ist die 
Kunst. Wir haben uns hier immer bemüht, dieser 
Kunst des Möglichen so weit gerecht zu werden, daß 
grundsätzliche Auffassungen erarbeitet werden, wo- 
bei dann in den mündlichen Beiträgen immer noch 
Raum bleibt für diese oder jene zusätzliche Anmer- 
kung. 


Lassen Sie mich nur noch ganz wenige ergänzende 
Sätze zu dem Bericht des Kollegen Lemmrich sagen. 
— Ich will zu dem Bericht Vedovato das, was vor- 
hin gesagt worden ist, von mir aus nicht wieder- 
holen; ich billige diese Recommendation zu dem 
Bericht Vedovato in allen Stücken. 

Nun zu dem Bericht des Kollegen Lemmrich! Es 
ist einfach nicht mehr zu leugnen, daß wir uns 
in der Westeuropäischen Union um eine gerechtere 
Verteilung der Lasten innerhalb des Bündnisses be- 
mühen müssen. Ich weiß, wie unpopulär das ist. 
Ich habe auch einen Wahlkreis, meine Damen und 
Herren, und weiß, daß man mit Verteidigungspoli- 
tik, mit Betteln für unsere Freiheit draußen kein 
Heer von Beifallklatschern finden kann. Trotzdem, 
meine ich, muß es Aufgabe eines verantwortungs- 
bewußten Parlamentariers und Politikers sein, auch 
gegen die allgemein vorherrschende Meinung in un- 
serer Bevölkerung in unseren Tagen das zu tun, 
was wir als richtig und als notwendig anerkennen. 
Und da würde ich sagen: Die Vorstellungen der 
früheren amerikanischen Administration von der 
Lastenverteilung im Bündnis gingen doch dahin, daß 
sich die NATO-Verbündeten an den gemeinsamen 
Lasten beteiligen sollten. Wenn ich die Nixon-Dok- 
trin richtig verstanden habe, besagt sie im Kern, 
daß es primär Aufgabe der Verbündeten ist, ihren 
eigenen Anteil selbst zu tragen. Der Schwerpunkt 
liegt dann nicht mehr darauf, die Kosten der ameri- 
kanischen Verpflichtung gegenüber Westeuropa zu 
tragen, sondern darauf, die nationalen Streitkräfte 
zur Verfügung zu stellen, die allein die Untermaue- 
rung einer wirksamen gemeinsamen Strategie 
sicherstellen können. 

Das, Herr Präsident, wollte ich, da ich mich nur 
für fünf Minuten gemeldet hatte, zusätzlich zu den 
geleisteten Beiträgen von mir aus gesagt haben. 


Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des Generalsekretärs der NATO, 
Luns 

Draeger (CDU/CSU): Herr Generalsekretär, Sie 
verfolgen die Bemühungen dieser Versammlung auf 
dem Gebiet der Sicherheits- und Verteidigungspoli- 
tik mit einem besonders wachen Interesse, und Sie 
sind in unserer Mitte immer ein sehr gern gesehener 
und hochgeschätzter Gast. Es wird Ihnen nicht ent- 
gangen sein, daß sich in dieser Versammlung etwas 
entwickelt hat, das mich veranlaßt zu sagen: Wir 
gehen heute nicht mehr davon aus, daß die sicher- 
heitspolitischen Probleme der Westeuropäischen 
Union noch auf dem bisherigen Status quo festzu- 
halten wären. Ich glaube in der Tat, daß die Sicher- 
heitspolitik Westeuropas schon seit langem in Be- 
wegung gekommen ist. Wir alle warten darauf, daß 
unsere Sicherheitspolitik in einer langfristigen Per- 
spektive von den Westeuropäern selbst viel stärker 
mitgesteuert werden kann. 

Frage: Glauben Sie im Hinblick auf die Konferenz 
über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa nicht, 
daß es gut wäre, wenn dieses Westeuropa vorher 
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mit einer Stimme spräche, und welche Hilfe könnten 
Sie den Westeuropäern in diesem Bemühen leisten? 
Das war die erste Frage. 

Die Debatten im amerikanischen Senat über mög- 
liche Truppenreduzierungen in Europa, die Verhand- 
lungen zwischen den USA und der Sowjetunion über 
die Begrenzung strategischer Waffensysteme und die 
Neueinschätzung der amerikanischen Rolle in der 
gesamten Westpolitik haben zu mancherlei Diskus- 
sionen und Spekulationen auch in den Reihen der 
Westeuropäischen Union Anlaß gegeben. Ich habe 
daher zwei Fragen, da auch wir in diesen Diskus- 
sionen nicht gleicher, sondern unterschiedlicher Auf- 
fassung sind. Ich hätte gern gewußt, wie Sie das 
Problem sehen. Teilen Sie die Auffassung bzw. die 
in Diskussionen geäußerte Befürchtung, daß West- 
europa größere verteidigungspolitische Eigenleistun- 
gen im Bündnis wird erbringen müssen, oder ist nach 
Ihrer Meinung Raum für Spekulationen, das Heil — 
wenn ich „Heil" sage, meine ich Freiheit — in West- 
europa in gesamteuropäischen Sicherheitsregelun- 
gen zu sehen, die auf ein weitgehendes Arrangement 
mit der Sowjetunion hinauslaufen? Es wird für un- 
sere politische Meinungsbildung sehr nützlich sein, 
die Meinung des Generalsekretärs zu einer so wich- 
tigen Frage zu kennen. 

Luns (Generalsekretär der NATO): Herr Vor- 
sitzender, der verehrte Herr Abgeordnete hat so- 
eben einige neuralgische Fragen gestellt. Ich bin 
seiner Meinung, daß der sicherheitspolitische Status 
quo jetzt in Bewegung geraten ist. Das ist eine Tat- 
sache. 

Uber eine Konferenz für Sicherheit und Zusam- 
menarbeit in Europa kann man streiten oder auch 
nicht. Daß Europa jedoch faktisch nicht mit einer 
Stimme sprechen wird, hat sich bereits gezeigt. Na- 
türlich werden speziell die NATO-Länder unterein- 
ander in Fühlung bleiben, und sie werden sich 
gegenseitig konsultieren. Ich meine, die verschiede- 
nen Länder sollten versuchen, ihre unterschiedlichen 
Auffassungen zu äußern, ohne die NATO zu schwä- 
chen. 

Ein Wort zur Rolle Amerikas und eine mögliche 
Neueinschätzung dieser Rolle. Es gibt Spekulationen 
darüber. Ich glaube, daß Westeuropa auf längere 
Sicht größere Leistungen wird erbringen müssen. 
Was dieses und das nächste Jahr betrifft, bin ich da- 
von überzeugt, daß die gegenwärtige Situation be- 
stehenbleiben wird; aber auf längere Sicht wird das, 
wie ich glaube, unabwendbar sein. Wenn man be- 
rücksichtigt, daß Amerika 27 Jahre nach dem Kriege 
noch 300 000 Mann in Europa stehen hat, ist das eine 
sehr große Leistung. Es ist auch darauf zurückzu- 
führen, daß sich die amerikanische Regierung glück- 
licherweise noch immer darüber im klaren ist, wie 
wichtig Europa für die Verteidigung der freien Welt 
und auch für seine eigene Verteidigung ist. 

Die zweite Frage ist sehr spekulativ. Ich möchte 
als meine persönliche Meinung folgendes sagen. Es 
ist nicht ausgeschlossen, daß es Kreise gibt, die ein 
weitgehendes Arrangement mit den Sowjets und 
daneben eine gewisse Finnlandisierung von Europa 
akzeptieren würden. Das glaube ich. Ich glaube aber 


auch, daß wir realistisch sein müssen. Wir müssen 
uns vergegenwärtigen, daß über unausgewogene 
Situationen nicht immer Übereinstimmung besteht. 
Im besten Falle wird die Lösung etwas verschoben. 
Das ist eigentlich alles, was ich dem verehrten Herrn 
Abgeordneten antworten kann. 

Lenze (Attendorn) (CDU/CSU) : Herr General- 
sekretär, ich möchte Ihnen drei kurze Fragen vor- 
legen. Ich lese in einem Artikel eines in Deutsch- 
land sehr bekannten und gefeierten Militärschrift- 
stellers, nämlich von Herrn Weinstein, zum Ab- 
schluß der SALT- Verhandlungen folgende lapidare 
Bemerkung: 

Militärisch hat sich bei SALT wenig geändert. 

Auch finanziell gibt es für die Atomkomplizen 

keine Erleichterung. 

Teilen Sie diese Auffassung von Herrn Weinstein? 

Zweite Bemerkung. Als wir in Norfolk waren, hat- 
ten wir ein längeres Gespräch mit dem dortigen 
Admiral. Er malte ein nicht gerade rosiges Bild von 
der Möglichkeit, den Nachschub über den atlanti- 
schen Ozean im Ernstfall abzuschirmen. Glauben 
Sie, daß es Ihnen möglich sein wird, durch Ihre 
Arbeit dazu beizutragen, daß dieses Problem in 
einer zufriedenstellenden Weise gelöst wird? 

Dritte Frage. Sie haben nach meiner Ansicht mit 
Recht darauf hingewiesen, daß es in Westeuropa 
sehr starke Kreise gibt, die sich im Zuge der Ent- 
spannungspolitik und -euphorie sogar mit einer 
Finnlandisierung Westeuropas abfinden würden. 
Glauben Sie, daß es in der Fortsetzung dieser Ent- 
spannungspolitik möglich sein wird, durch unsere 
gemeinsamen Bemühungen auf längere Sicht nicht 
nur die Beibehaltung, sondern sogar noch eine Stär- 
kung des Verteidigungspotentials durchzusetzen, zu- 
mal wir alle der Überzeugung sind, daß es der west- 
lichen Welt bei den anstehenden und langdauernden 
politischen Verhandlungen nicht passieren darf, daß 
sie auf Grund einer Schwächung ihres Verteidi- 
gungspotentials in diesen Verhandlungen politisch 
unter den Tisch gedrückt wird? 

Luns (Generalsekretär der NATO): Ich möchte 
sagen, daß der von Ihnen zitierte Militärschrift- 
steller in bezug auf das Ergebnis der SALT-Ver- 
handlungen doch etwas zu pessimistisch ist. Es ist 
natürlich eine Tatsache, daß Rußland und Amerika 
in diesem Jahr, im nächsten Jahr und vielleicht auch 
noch einige Jahre länger dieselben Ausgaben für 
die großen strategischen Waffen werden leisten 
müssen. Doch es ist auch wahr, daß Amerikaner und 
Russen jetzt ein Abkommen geschlossen haben, mit 
dem eine Begrenzung der Ausgaben für diese Waf- 
fen erreicht worden ist. 

Lenze (Attendorn) (CDU/CSU): Darf ich eine Zu- 
satzfrage stellen. — Herr Generalsekretär, es han- 
delt sich um eine quantitative Beschränkung auf ge- 
wissen Gebieten, während auf der anderen Seite der 
qualitativen Verbesserung natürlich keine Beschrän- 
kung auf erlegt ist. 
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Luns (Generalsekretär der NATO): Ja, damit 
haben Sie recht. Aber unglücklicherweise sind diese 
Waffen bereits von einer unvorstellbar schreck- 
lichen Qualität. Wenn die Zahl der Waffen weiter 
vergrößert worden wäre, hätte es sicherlich auch 
noch qualitative Verbesserungen gegeben. Jeden- 
falls werden nun auf längere Sicht viele Milliarden 
Dollar weniger ausgegeben. Ich begrüße daher das 
SALT-Abkommen und beurteile es weniger pessi- 
mistisch als der von Ihnen zitierte Militärsdirift- 
steiler. 

Ich verstehe sehr gut, daß Admiral Duncam bezüg- 
lich des Nachschubs und der Abschirmung großer 
Begleitzüge über den Ozean ziemlich pessimistisch 
ist Ich darf jedoch darauf hinweisen, daß speziell 
die Amerikaner, aber auch die Briten in den letzten 
Jahren den Bau schneller Fregatten und Untersee- 
boote, die auf Unterseeboote Jagd machen können, 
einen gewissen Vorrang gegeben haben, so daß 
man hier noch von einem Übergewicht der Allianz 
sprechen kann. Auch die Franzosen, die eine statt- 
liche und sehr gute Flotte besitzen, haben diesem 
Problem ihre Aufmerksamkeit geschenkt. Auf jeden 
Fall bleibt die Lage — ich habe es bereits gesagt — 
heikel. Daher ist es notwendig — ich habe bereits 
auf Dänemark hingewiesen — , daß alle Länder, auch 
die Bundesrepublik, Norwegen und Dänemark, die 
bereits Maßnahmen getroffen haben, in ihren An- 
strengungen nicht nachlassen. Wir haben z. B, mit 
großer Genugtuung davon Kenntnis genommen, daß 
Belgien jetzt vier große, schnelle Fregatten in Auf- 
trag gegeben hat und damit zum erstenmal auf dem 
Ozean in Erscheinung treten kann. Deshalb gebe ich 
eine nuancierte Antwort. 

Was Ihre dritte Frage betrifft, habe ich bereits in 
meiner Rede gesagt, daß vor allem die Mitglieder 
der Parlamente eine große Verantwortung tragen. 
Wenn sie, was vorkommt, die öffentliche Meinung 
nicht alarmieren wollen, wenn etwas nicht populär 
ist, wenn sie nichts sagen dürfen, ist es natürlich 
für die Regierungen sehr schwer, ihre Völker davon 
zu überzeugen, daß man durchzuhalten hat und daß 
man auf längere Sicht die Verteidigungsbereitschaft 
sogar noch etwa verstärken muß, und zwar insbe- 
sondere mit Rücksicht auf Amerika. Man kann nur 
hoffen, daß das gelingt. Es ist nicht bewiesen, daß 
die Lage hoffnungslos ist. 


noch Tagesordnungspunkt: 

Die Verteidigung der Nord- und Südflanke — 
Die Sidherheitslage in Europa 

(Drucksachen 568 und 574) 

Lemmridi (CDU/CSU) (Berichterstatter): Herr 
Präsident, ich war leider gestern nicht in der Lage, 
hier die Einführung zu dem Bericht zu geben, weil 
die besonderen Verhältnisse in meinem Lande 
meine Anwesenheit in Bonn notwendig machten. 
Ich möchte mich bei dem Präsidenten des Verteidi- 
gungsausschusses, dem Kollegen Badini Confalo- 
nieri, sehr herzlich dafür bedanken, daß er sich 


dieser Aufgabe in so ausgezeichneter Weise unter- 
zogen hat. Ich möchte mich auch bei all den Kol- 
leginnen und Kollegen sehr bedanken, die sich zu 
meinem Bericht geäußert haben. 

Wir waren im Ausschuß sehr bemüht, die franzö- 
sischen Anliegen, soweit das überhaupt geht, zu 
akzeptieren. Herr Riviere hat sich dazu geäußert. 
Er hat gemeint, die Tatsache, daß wir in der Ziffer 1 
der Entschließung auf die Stärke der sowjetischen 
Streitkräfte hinweisen und daß wir die Bürger dar- 
auf aufmerksam machen, daß sie das erkennen 
müssen, könne dazu führen, daß die sowjetischen 
Streitkräfte weiter verstärkt werden. Dazu möchte 
ich doch sagen: Die Sowjets wissen ganz genau, wie 
die militärische Stärke des Westens ist. Ich glaube 
deswegen, daß solche Befürchtungen nicht gehegt zu 
werden brauchen. Aber wir werden immer deut- 
licher merken, wie wichtig es ist, unseren eigenen 
Völkern die Notwendigkeit ausreichender Verteidi- 
gungsanstrengungen vor Augen zu führen. Es ging 
heute aus der ganzen Debatte ja auch hervor, daß 
die Fragen der Entspannung und der Verteidigungs- 
bereitschaft untrennbar zusammengehören. 

Ich darf noch zu einem anderen vom Kollegen 
Riviere angesprochenen Punkt Stellung nehmen. Er 
hält es nicht für notwendig, den Punkt 6 in die Re- 
solution aufzunehmen, in dem auf den Zusammen- 
hang von Wirtschafts- und Haushaltspolitik mit der 
Verteidigungspolitik hingewiesen und deutlich ge- 
macht wird, daß nur bei einem Abbremsen des Preis- 
auftriebs in allen Ländern — es sind sehr viele 
Länder der westlichen Welt davon betroffen — die 
Probleme der Verteidigung lösbar sind und daß 
natürlich die Kostensteigerungen verschiedene Maß- 
nahmen erforderlich machen. Es steht also außer 
Frage, daß die Kostensteigerung im Verteidigungs- 
bereich für alle Länder der Westeuropäischen Union 
und darüber hinaus der gesamten NATO ein außer- 
gewöhnlich großes Problem darstellt. Das gilt so- 
wohl für den Bereich der Personalkosten als auch 
für den Bereich der Waffenbeschaffung. 

Natürlich liegt es im Interesse einer höheren 
Effizienz der Verteidigung, in der Frage der Waffen- 
beschaffung Rationalisierungen vorzunehmen und 
auch entsprechend koordinierte Programme zu ver- 
wirklichen. Es muß gelingen, mit demselben Geld 
eine höhere verteidigungspolitische Effizienz im 
Waffenbereich zu erzielen. Dies ist aber nur durch 
Zusammenarbeit möglich. Wenn wir auch wissen, 
wie sehr die einzelnen nationalen Interessen bei der 
Produktion von Waffen eine Rolle spielen, wird es 
auf die Dauer nicht anders als durch Zusammen- 
arbeit möglich sein, eine höhere Effizienz zu er- 
reichen. 

Hinsichtlich der Problematik der Personalkosten- 
steigerung — das ist eine Frage, die die gesamte 
Wirtschaftspolitik unserer Länder angeht — können 
wir die Augen nicht davor verschließen, daß die 
Länder der westlichen Welt Personalkostenaufwen- 
dungen in Höhe von 50 bis 60% ihrer Verteidi- 
gungsausgaben haben, während diese Aufwendun- 
gen im Sowjetblock nur 20 bis 30% ausmachen. 
Das setzt auch die entsprechenden Zahlen für die 
Verteidigungsaufwendungen in eine ganz bestimmte 
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Relation. Damit wird deutlich, daß diese Zahlen 
allein noch nicht das aussagen und aussagen kön- 
nen, was erforderlich ist. 

Mehrere Kollegen — Lord St. Helens, Kollege 
Critchly — haben sich zu meinem Bericht ge- 
äußert, vor allen Dingen aber auch zu dem Bericht 
des Kollegen Vedovato. Herr Kollege Judd ist auch 
auf die deutschen Ostverträge eingegangen und hat 
sie als ein historisches Ereignis bezeichnet. Es ist 
sicher ein bemerkenswertes Ereignis; das steht 
außer Frage. Aber über die geschichtlichen Aspekte 
kann man eigentlich immer erst dann Näheres 
sagen, wenn die Ereignisse Geschichte geworden 
sind. 

Die hochverehrte Dame Joan Vickers hat erneut 
den Vorschlag gemacht, wir sollten uns doch in 
höherem Maße mit dem Gedanken vertraut machen, 
Freiwilligen-Armeen aufzustellen. Auch der Kollege 
Barry Jones hat dies gesagt. Wer aber die Proble- 
matik der Personalkosten für unsere Verteidigung 
kennt, weiß, welch enge Grenzen diesen Absichten 
gesetzt sind. In den Vereinigten Staaten, wo dieses 
Problem in der Öffentlichkeit diskutiert wird, ist uns 
mit aller Deutlichkeit gesagt worden, man werde 
diese Frage prüfen. Man hat uns hingewiesen auf 
die Entwicklung der Personalkosten und hat gesagt, 
der Anteil dieser Kosten an den Verteidigungs- 
aufgaben werde sich bis zum Jahre 1975 auf 64% 
erhöhen. Es bleiben also für die Waffen immer we- 
niger Mittel zur Verfügung. An diesen Sachverhal- 
ten kann man nicht Vorbeigehen. 

Natürlich kann man auch am Sachverhalt der 
Reservenbildung nicht Vorbeigehen. Es geht darum, 
Vorsorge für alle Fälle zu treffen. Es ist nämlich 
nicht ausgeschlossen, daß Konflikte mit normalen 
Waffen einmal in den Bereich der Möglichkeit 
kommen werden. 

Der Kollege Dankert hat sich sehr kritisch mit 
meinem Bericht auseinandergesetzt. Er hat gesagt, 
in diesem Bericht komme meine persönliche Mei- 
nung sehr stark zum Ausdruck, der Bericht stelle 
aber nicht genügend die Sachverhalte dar. Nun, ich 
möchte sagen: Man kann natürlich meinen, man 
möge die Stärke des Feindes nicht aufbauschen. 
Wenn man aber die Geschichte der letzten 40 Jahre 
in Europa verfolgt, stellt man fest, daß eigentlich 
nie die Gefahr bestanden hat, daß die Stärke des 
Gegners aufgebauscht wurde, wohl aber die Gefahr, 
daß der Gegner unterschätzt wurde — was dann zu 
weitgehenden und katastrophalen Folgen vor allem 
auch für Europa geführt hat. Wer einen solchen 
Gegner wie die Sowjets unterschätzt, tut sich und 
seinem Land sicher keinen Dienst. Wir kommen 
nicht daran vorbei, daß die Sowjetunion 11 % ihres 
Bruttosozialprodukts für Rüstung ausgibt, daß da- 
gegen die Vereinigten Staaten ohne die Ausgaben 
für Vietnam 6,6%, mit den Ausgaben für Vietnam 
7,8% ihres Bruttosozialprodukts aufwenden, die 
NATO-Staaten Europas 3,7%. Das ist ja auch eine 
der Fragen, die die Amerikaner immer wieder an 
uns richten und die mit die Ärgernisse hervorrufen. 
Man macht uns den Vorwurf, wir unternähmen in 
der Frage der Verteidigung nicht das, was eigentlich 
notwendig ist. 


Ich weiß sehr wohl, in welch hohem Maße die 
Verteidigung, überhaupt die Sicherheit und die 
Freiheit Europas von der Anwesenheit der amerika- 
nischen Truppen abhängig sind. Aber die Anwesen- 
heit der amerikanischen Streitkräfte in Europa wird 
am Ende weitgehend durch die Haltung der Euro- 
päer selbst bestimmt werden. 

Wir müssen immer wieder die Forderung hören, 
da Europa wirtschaftlich in einem außergewöhn- 
lichen Maße erstarkt sei, solle es nun auch seinen 
angemessenen Anteil an der Verteidigung über- 
nehmen. In Anbetracht der Zahlen, die ich hier ge- 
nannt habe, kann man an diesem Vorwurf nicht 
mehr ohne weiteres Vorbeigehen. Wir müssen uns 
eben auch durch Tatsachen und Sachverhalte über- 
zeugen lassen, selbst wenn wir vielleicht anderer 
Meinung sind und diese unsere eigene Meinung — 
wer von uns tut das nicht? — lieben. Aber als Poli- 
tiker sind wir alle letztlich auch darauf angewiesen, 
die Sachverhalte abzuwägen. Deswegen waren wir 
bemüht, sowohl im Appendix als im Bericht selbst 
eine Reihe von Zahlen zu bringen, um auch die 
Entwicklung hinsichtlich des Kräfteverhältnisses 
zwischen Ost und West sichtbar zu machen. 

Die Frage der Wehrbereitschaft, die in dem Be- 
richt in einer etwas kräftigen Weise angesprochen 
ist, hätte sicherlich — da möchte ich Ihnen zustim- 
men, Herr Kollege Dankert — einer etwas differen- 
zierteren Aufgliederung bedruft. Ich bin mit Ihnen 
einig, daß wir in aller Deutlichkeit sagen müssen, 
daß Recht und Freiheit etwas sind, was verteidi- 
genswert ist. Nur gibt es sehr viele bei uns, die 
das alles für so selbstverständlich halten, daß sie 
meinen, es sei nicht verteidigenswert. Wir werden 
uns im Spätherbst auch mit diesen Problemen in 
einem Bericht zu befassen haben. Es ist wohl not- 
wendig, allen jenen, die nicht mehr bereit sind, 
die Freiheit und das Recht ihrer Länder zu verteidi- 
gen, einmal ganz kühl die letzten, die allerletzten 
Alternativen vor Augen zu führen. 

Der Kollege Pöhler hat auch sehr kritisch zu mei- 
nen Ausführungen Stellung genommen. Er meinte, 
der Bericht lese sich wie die Ideologie aus den fünf- 
ziger Jahren. Ähnliches habe ich gemeint, als ich 
im Jahre 1968 die Breschnew-Doktrin las, und auch, 
als Jugoslawien auf die Breschnew-Doktrin 
reagierte und große Manöver stattfanden. Ich habe 
es eigentlich auch gemeint, als ich vor gut einem 
Jahr in Mitteldeutschland, das ja im sowjetischen 
Machtbereich liegt, wo ich geboren bin und woher 
ich stamme, meine Mutter besuchte und ihre Über- 
siedlung nach dem Westen arrangierte und ich die 
Ehre hatte, daß zwei Herren aus Ost-Berlin zu mir 
kamen und sehr lange und hochinteressant mit mir 
sprachen. Sie fragten mich: „Was können wir, die 
Kommunisten in Mitteldeutschland, denn für den 
Frieden tun? 11 Ich habe gesagt: „Frieden ist eine 
Sache des Vertrauens. Veranlassen Sie die Sowjet- 
union, zu erklären, daß die Weltrevolution eine 
überholte und erledigte Sache sei. 11 Darauf hörte ich 
das, was ich hier auch vom Herrn Kollegen Pöhler 
mehr oder minder hörte: „Was wollen Sie denn? 
Die Ideologie ist doch erledigt. 11 Darauf habe ich 
sie gebeten, mir doch einmal zu erklären, warum sie 
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den 1968 in Prag einmarschiert seien. Da bekam ich 
die bemerkenswerte Antwort, es sei ein Akt soziali- 
stischer Solidarität. Ich gab zur Antwort: Genau das 
ist es; Ideologie war das letzte auslösende Moment. 

Ich weiß sehr wohl, daß die sowjetische Politik 
nicht allein durch Ideologie bestimmt wird. Ich 
meine aber, es ist ein Irrtum, zu glauben, sie sei 
nur von den nationalen Interessen Rußlands be- 
stimmt, wie es genauso ein Irrtum ist, anzunehmen, 
sie sei ausschließlich von der Ideologie bestimmt. 
Es sind aber alles die Komponenten, die letztlich 
die Richtung angeben. 

Welche Rolle die kommunistische Ideologie be- 
züglich der Sicherheit Europas spielt, sehen wir, 
wenn wir wissen, in welch hohem Maße über die 
kommunistische Ideologie die Menschen gefunden 
werden, die Anhänger dieser Ideologie sind und die 
die Sowjetunion aus ideologischen Gründen mit 
wichtigen geheimen Nachrichten über unsere Wirt- 
schaft und Verteidigung versorgen. Auch das sind 
Dinge, an denen man nicht Vorbeigehen kann. Es 
handelt sich hier leider nicht um das Jahre 1950, 
sondern um das Jahr 1972. 

Wie wir vor wenigen Tagen in der deutschen 
Presse lesen konnten, ist das sehr deutlich auch in 
einem Bericht des deutschen Bundesministers des 
Innern über die Spionagetätigkeit der Deutschen 
Demokratischen Republik in der Bundesrepublik 
Deutschland sichtbar geworden. Leider können wir 
an den Dingen nicht Vorbeigehen. Wir müssen sie 
mit Nüchternheit und Klarheit ins Auge fassen. Es 
ist immer wichtig, zu wissen, was für Gedanken und 
Beweggründe der andere hat. Sehr oft hat man 
eben das, was in Büchern von Ideologen geschrieben 
worden ist, nicht geglaubt. Auch in den dreißiger 
Jahren hat man es nicht geglaubt. Da war es eben 
auf einmal etwas zu spät, als dies erkannt wurde. 

Ich möchte eines richtigstellen. Herr Kollege Pöh- 
ler, Sie sprachen vom Roll-back bis zum Ural. Davon 
hat niemand je gesprochen. Es gab eine Politik, die 
davon ausging, daß die Völker Osteuropas wieder 
in die Freiheit kommen. Aber das ist nicht Roll-back 
bis zum Ural. Ich möchte meinen, das sind Sprach- 
regelungen, die wir in einer durchaus seriösen 
Debatte — und Ihr Beitrag war ja ein seriöser — 
beachten sollten, damit nicht falsche Eindrücke über 
die vergangene Politik in Europa geweckt werden. 

Was Ihren Vorwurf hinsichtlich des Mangels der 
Aufführung der deutschen Ostpolitik betraf, haben 
wir das Problem ja im gegenseitigen Einvernehmen 
aufgenommen. Ich darf in diesem Zusammenhang 
nur sagen: Wir haben eine ganze Reihe weiterer 
wichtiger Aspekte über den Stand der europäischen 
Sicherheit vor uns, die es eigentlich wert gewesen 
wären, in diesem Bericht aufgeführt zu werden. Es 
war uns aber nicht möglich, das alles zu tun, weil 
dieser Bericht sonst mit Sicherheit ein außergewöhn- 
lich großes Ausmaß angenommen hätte. Das wäre 
für alle, die ihn lesen wollen, vielleicht doch etwas 
zuviel gewesen. 

Ich darf mich bei allen Kollegen, die sich geäußert 
haben — bei Herrn Lenze, Herrn Draeger, Herrn Jo- 


nes und bei den anderen — noch einmal sehr herz- 
lich bedanken. 

Lassen Sie mich zum Abschluß noch einige Ge- 
danken zu den SALT- Verhandlungen und ihren Aus- 
wirkungen auf die europäische Sicherheit machen. 
Ich hatte vor, diesen Bereich, der die Konferenz für 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa sowie 
auch die Truppenverdünnung in Mitteleuropa be- 
trifft, noch einmal nach dem neuesten Stand zu 
erläutern, weil unser Bericht das auf Grund der 
Verhältnisse notwendigerweise nicht bringen 
konnte. Ich möchte mir diese Erläuterung betref- 
fend die Verhandlungen über die Konferenz für 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa und 
MBFR jetzt aber ersparen. Im Ausschuß wird im 
Herbst ein Bericht gemacht, wo darauf eingegangen 
wird. Aber über SALT möchte ich hier doch noch 
einiges darlegen. 

Dieses Abkommen zerfällt in zwei Teile. Das 
eigentliche Abkommen gilt unbefristet, genauer ge- 
sagt: es kann mit sechsmonatiger Frist gekündigt 
werden. Daneben gibt es das sogenannte Interims- 
abkommen, das für fünf Jahre gilt. 

Der eigentliche SALT-Vertrag hat die Regelung, 
daß jeder 200 ABM- Ab wehrraketen haben darf. Sie 
dürfen in zwei Gruppen loziert werden. Das In- 
terimsabkommen setzt gewisse Daten, die nicht 
ganz ohne Unruhe in allen Ländern Europas ver- 
merkt worden sind. Danach werden die Vereinigten 
Staaten 1054 Interkontinentalraketen und die So- 
wjetunion 1618 haben. An Unterseebooten werden 
die Amerikaner 44 Stück mit 710 Fernraketen und 
die Sowjetunion 62 Stück mit 950 Fernraketen be- 
sitzen. Uber diesen Bereich sind weitere Verhand- 
lungen vorgesehen. Dies alles ist auch im eigent- 
lichen SALT-Vertrag festgelegt. Die Sowjetunion 
verfügt über dreimal so viel Atomsprengstoff wie 
die Vereinigten Staaten. Demgegenüber verfügen 
die Vereinigten Staaten über zwei einhalbmal soviel 
Atomgeschosse wie die Sowjetunion. Eine sach- 
gerechte Beurteilung dieses Kräfteverhältnisses kön- 
nen letzten Endes nur Experten vornehmen. 

Auf alle Fälle gibt aber dieser Vertrag der Sowjet- 
union die volle Ebenbürtigkeit im Bereich der stra- 
tegischen Atomwaffen. Noch vor zehn Jahren waren 
die Amerikaner den Sowjets in diesem Bereich in 
der Luft und auf den Meeren eindeutig überlegen. 
Heute hat sich dieses Gleichgewicht verschoben. Es 
wird zu untersuchen sein, wie sich das auf die 
konventionellen Streitkräfte in Europa, auf die land- 
gebundenen Streitkräfte auswirken wird. Auf alle 
Fälle muß man sagen: Der Westen hat auch seinen 
Preis für die gewaltigen Rüstungsanstrengungen der 
Sowjetunion entrichtet; denn diese Rüstungsanstren- 
gungen der Sowjets haben wohl zu dieser Über- 
einkunft mit beigetragen, man wollte im strate- 
gischen Bereich gleichziehen. 

Herr Generalsekretär Luns hat auf die Frage 
geantwortet: Wird das SALT-Abkommen eine Ver- 
minderung der Rüstungslasten für die USA bringen? 
Die Äußerungen, die mir aus einer Presseerklärung 
des amerikanischen Verteidigungsministers Laird 
vorliegen, besagen, daß es vorerst keine Verminde- 
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rung bringen wird. Die Erklärung wurde am 27. Mai 
in Washington veröffentlicht. In der „Neuen 
Zürcher Zeitung" vom 29. Mai 1972 heißt es dazu: 
Verteidigungsminister Laird versicherte, die tech- 
nische Überlegenheit der Vereinigten Staaten bleibe 
gewahrt. Einsparungen im Rüstungsprogramm für 
strategische Waffen seien nicht zu erwarten. Die 
im Budgetentwurf des Verteidigungsministeriums 
vorgeschlagene Entwicklung neuer strategischer 
Systeme wie des Bombenflugzeugs B 1 und des 
Atom-Unterseeboots Trident zur Ersetzung ver- 
alteter Waffensysteme soll fortgesetzt werden. 

In diesen Erklärungen und aus dem Vertrag wird 
deutlich, daß sich das Schwergewicht bei den strate- 
gischen Waffen von der Quantität auf die Qualität 
— Mehrfachsprengköpfe, Zielsicherheit usw. — ver- 
legen wird. 

Herr Generalsekretär, Sie haben natürlich völlig 
recht: Das, was da ist mit seiner Vernichtungskraft, 
kann uns alle nur in tiefsten Schrecken und Sorge 
versetzen. Die Moskauer Vereinbarungen bringen 
jedenfalls keine Reduktion. Sie bringen allerdings 
eine Plafondierung. Ich möchte sagen: Als beträcht- 
licher Fortschritt wird dieses Abkommen zu be- 
zeichnen sein, wenn es gelingt, das Tempo des 
Wettrüstens zu reduzieren. 

Wie sieht es für Europa aus? Das Gegengewicht 
zu den sowjetischen Mittelstreckenraketen in 
Europa sind die amerikanischen Kernwaffen, die in 


Europa stationiert sind. Sie sind trotz des sowjeti- 
schen Wunsches nicht in die Vereinbarungen ein- 
geschlossen worden. Trotzdem, wenn man die Ge- 
samtsituation in dem Bericht des Kollegen Vedovato 
über die Entwicklung an den Flanken, über die Ent- 
wicklung der sowjetischen Seestreitkräfte sieht mit 
all ihren Möglichkeiten, die Seewege zwischen 
Europa und Amerika ernsthaft zu stören und teil- 
weise zu unterbrechen, muß man sagen: Das Gleich- 
gewicht hat sich, verändert. 

Diese Entwicklung steht dem Trend in Amerika 
gegenüber, den ich schon darlegte. Wie schon ge- 
sagt, wird es am Ende darauf ankommen, wie die 
Europäer diesen Dingen begegnen und ob sie in der 
Lage sind, sich außenpolitisch zu koordinieren, und 
ob es ihnen gelingt, gemeinsam überzeugende Ver- 
teidigungsanstrengungen zu machen. Das ist für die 
Erhaltung und Festigung des Bündnisses wichtig. 
Herr Kollege Pöhler hat es völlig richtig gesagt. 
Auf diese größte Entscheidung wird es ankommen. 

All diese Verhandlungen, die wir begrüßen, soll- 
ten allerdings nicht Anlaß zu Euphorie sein, son- 
dern wir Politiker müssen sie mit Nüchternheit 
betrachten. Wachsamkeit ist der Preis der Freiheit, 
sagt die NATO. In einer Welt, die noch voller Un- 
sicherheit ist — ein Blick nach Vietnam und nach 
dem Nahen Osten zeigt es — , gilt es auch, daß 
Wachsamkeit und Bereitsein der Preis des Friedens 
sind. 
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Versammlung der Westeuropäischen Union 
Der Präsident 


Paris, den 8. Juni 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Sehr geehrter Herr Präsident! 


Als Anlage erhalten Sie die Texte von drei Empfehlungen, die 
die Versammlung der Westeuropäischen Union beim ersten 
Abschnitt ihrer 18. ordentlichen Sitzung in Paris vom 5. bis 
8. Juni 1972 angenommen hat. 

Empfehlung Nr. 218 betr. die europäische technologische Zu- 
sammenarbeit 

Empfehlung Nr. 219 betr. die wissenschaftliche und tech- 
nische Zusammenarbeit in Europa an- 
gesichts des Beitritts Großbritanniens zu 
den Europäischen Gemeinschaften 

Empfehlung Nr. 220 betr. die Raumstationen und ihre zivilen 
und militärischen Folgen 

Da diese Texte für Ihr Parlament von Interesse sein dürften, 
wurde der Wunsch geäußert, sie zum Gegenstand von Fragen 
oder parlamentarischen Anfragen im Plenum oder in einem 
Ausschuß zu machen. 

Mit dem Ausdruck meiner vorzüglichen Hochachtung 

gez. John Peel 
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Empfehlung Nr. 218 

über europäische technologische Zusammenarbeit 
Die Versammlung 

nimmt die Abkommen über die Zusammenarbeit 
bei Projekten wie der Datenverarbeitung, der Tele- 
kommunikation, der Metallurgie und die Umwelt- 
belastungen zur Kenntnis, die bei der Technologie- 
konferenz von Brüssel vom 22. und 23. November 
1971 geschlossen wurden; 

bedauert, daß keine europäische Technologie- 
politik erörtert oder angenommen wurde; 

ist sich dessen bewußt, daß eine Zusammenlegung 
der Hilfsquellen Europas etwas anderes ist als die 
Summe der Hilfsquellen der Mitgliedstaaten und daß 
folglich die Ziele Europas nicht die Summe der Ziele 
der Mitgliedstaaten sein dürfen und ist davon über- 
zeugt, daß, falls bei der kommenden Gipfelkonferenz 
diesem Grundsatz nicht zugestimmt wird, keine 
europäische Technologiepolitik für die nahe Zukunft 
vereinbart werden kann, 

empfiehlt dem Rat, 

die Regierungen der Mitgliedstaaten bei der Vor- 
bereitung der Gipfelkonferenz darauf aufmerksam 
zu machen, daß 

1. in den nächsten zehn Jahren ganz Europa große 
Anstrengungen in der modernen Großtechnologie auf 
solchen Gebieten wie dem Umweltschutz, dem Über- 
schallflugverkehr, der Datenverarbeitung, der Er- 
schließung und Nutzbarmachung von Mineralien in 
der Tiefsee, der Wasserwirtschaft ebenso wie der 
Telekommunikationssatelliten und der Erschließung 
von Bodenschätzen machen muß, wobei vor allem 
unerläßliche Rationalisierungs- und Koordinierungs- 
maßnahmen getroffen werden müssen; 

2. alsbald Entscheidungen über diese Programme 
getroffen und Prioritäten festgesetzt werden müssen, 
wenn etwas erreicht werden soll; 

3. ein europäischer Markt für die Erzeugnisse der 
modernen Technologie, vor allem im Öffentlichen Be- 
reich geschaffen werden sollte. 


berücksichtigt die auf den Gebieten der Rüstung, 
der Luftfahrt, der Atomenergie, der Datenverarbei- 
tung, der Datenbanken, der Meteorologie und der 
Technik gegen Umweltverschmutzung getätigten um- 
fangreichen Investitionen; 

ist der Auffassung, daß das Vereinigte Königreich 
der Gemeinschaft auf allen diesen Gebieten einen 
wertvollen Beitrag leisten wird; 

hebt die Notwendigkeit der Schaffung geeignete- 
rer und leistungsfähigerer Institutionen als die der- 
zeitigen im Hinblick auf die Gestaltung und Anwen- 
dung einer angemessenen Gemeinschaftspolitik her- 
vor, 

empfiehlt dem Rat, 

die Mitgliedstaaten im Hinblick auf die Erweite- 
rung der Gemeinschaften aufzufordern: 

a) in den großen wissenschaftlichen Bereichen wie 
Hochflußreaktoren, Kernfusion, Datenverarbei- 
tung, Radioastronomie und Molekularbiologie zu- 
sammenzuarbeiten; 

b) die Kernforschung zu fördern und sich über eine 
Energiepolitik insbesondere im Hinblick auf die 
Koordinierung 

— der Anstrengungen der niederländischen, 
deutschen und britischen Regierungen beim 
Bau der Gaszentrifuge, 

— der Pläne Frankreichs und anderer europä- 
ischer Staaten für ein großes Werk zur Ver- 
teilung von Gas 

zu verständigen; 

c) das Bestehen der Euratomforschungszentren folg- 
lich erneut zu überprüfen bevor britische Wissen- 
schaftler und die anderen Beitrittskandidaten dort 
mitarbeiten werden; 

d) die bisher fehlenden zuständigen Institutionen, 
die die Gestaltung und Anwendung einer Politik 
der Luft- und Raumfahrt auf Gemeinschaftsebene 
ermöglichen, sowie eine entschieden eigenstän- 
digere als die derzeitige europäische Luft- und 
Raumfahrtindustrie zu schaffen; 


Empfehlung Nr. 219 

betr. die wissenschaftliche und technische Zusam- 
menarbeit in Europa angesichts des Beitritts Groß- 
britanniens zu den Europäischen Gemeinschaften 

Die Versammlung j 

erkennt die Bedeutung des durch den Beitritt j 
Großbritanniens zu den Gemeinschaften zu erwar- 
tenden politischen Auftriebs; 

ist sich der vom Vereinten Königreich seit dem 
letzten Krieg in der Organisation der Forschung und 
Entwicklung auf dem Gebiet der modernen Tech- 
nologie und der Anwendung ihrer Ergebnisse in der 
Industrie gemachten Erfahrungen bewußt; j 

nimmt Kenntnis von den wissenschaftlichen An- j 
strengungen Großbritanniens auf den Gebieten der j 
Hochflußreaktoren, der Kernfusion, der Datenver- j 
arbeitung, der Radioastronomie und der Molekular- | 
biologie; ; 


e) die Industriefusionen und -integrationen über die 
Grenzen hinaus durch gemeinschaftliche Rechts- 
vorschriften zu vereinfachen. 

Empfehlung Nr. 220 

betr. die Raumstationen 
und ihre zivilen und militärischen Folgen 

Die Versammlung 

ist sich dessen bewußt, daß die Benutzung von 
bemannten und unbemannten geostationären Satel- 
liten großen Ausmaßes ausschließlich Sache der 
sowjetischen und amerikanischen Regierung sein 
wird, die somit den Schlüssel für jede zukünftige 
politische, militärische, wissenschaftliche und wirt- 
schaftliche Entwicklung besitzen; 

ist der Auffassung, daß alle europäischen Regie- 
rungen nunmehr davon überzeugt sind, daß auf 
dem Gebiet der Raumfahrt nur dann etwas erreicht 
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werden kann, wenn es auf europäischer Ebene 
unternommen wird; 

verweist auf die derzeitige breit gefächerte ame- 
rikanische und sowjetische Tätigkeit zur Er- 
forschung militärischer Einsatzmöglichkeiten von ] 
Satelliten für Telekommunikation, Navigation, j 
Überwachung, Geodäsie, Feststellung von Atom- j 
versuchen und Zerstörung und verweist, was die 
Sowjetunion betrifft, auf den zukünftigen Einsatz j 
von bemannten Raumstationen, denen vor allem I 
eine militärische Bedeutung zukommt sowie die | 
Vorbereitungen zur Stationierung von Bomben auf 
einer Umlaufbahn als technologische Reserve für , 
Eventualfälle, [ 

empfiehlt dem Rat, I 

A. eine ad-hoc-Gruppe für Raumfahrt einzusetzen i 
mit der Aufgabe 

a) das zivile und militärische Raumfahrtpotential 
Europas zu analysieren und mögliche Ge- 
fahren für seine politische, wirtschaftliche 


6. Wahlperiode 

und kulturelle Entwicklung abzuschätzen, die 
Tendenzen in der Planung der Raumfahrt 
und ihrer Ausführung zu prüfen und mögliche 
Entwicklungstrends der Raumfahrt zusammen- 
zustellen; 

b) die Kosten für die Sicherstellung und Er- 
weiterung der Forschung, die technologische 
Entwicklung und die einsatzbereiten Kapa- 
zitäten in Europa auf dem Gebiet der Raum- 
fahrt zu berechnen; 

c) die Auswirkung der Raumfahrt auf even- 
tuelle Abkommen über die Rüstungsbeschrän- 
kung zu prüfen und die Politik, die mit dem 
Verbot von Atomversuchen in der Atmo- 
sphäre sowie dem Verbot der Benutzung des 
Weltraums zu militärischen Zwecken begann, 
weiterzuverfolgen; 

B. der Versammlung über die Schlußfolgerungen 
aus dieser Analyse, dieser Bewertung und die- 
ser Untersuchung sowie über Maßnahmen zur 
Festigung der europäischen Position zu berichten. 
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